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1 Vormerkung 

Zum 01.01.2013 (Bewertungsstichtag) hat die Stadt Burg im Rahmen der Einführung des dop-

pischen Rechnungswesens ihre Eröffnungsbilanz erstellt. Sämtliche Aktiva (Immaterielles Ver-

mögen, Sachvermögen, Finanzvermögen, liquide Mittel und aktive Rechnungsabgrenzungs-

posten) und sämtliche Passiva (Eigenkapital, Rückstellungen, Verbindlichkeiten und passive 

Rechnungsabgrenzungsposten) wurden unter Berücksichtigung von Vereinfachungsregelun-

gen gemäß der internen Erfassungs- und Bewertungsrichtlinie der Stadt Burg vom 28.02.2018 

erfasst und bewertet. Das Rechnungsprüfungsamt des Landkreises Jerichower Land hat die 

Eröffnungsbilanz zum 01.01.2013 geprüft und einen uneingeschränkten Bestätigungsvermerk 

erteilt (Prüfbericht vom 20.07.2018). Die im Prüfbericht aufgeführten Hinweise sind zum 1. 

Jahresabschluss nach der Eröffnungsbilanz auszuräumen und Fehler zu korrigieren.  

Der Stadtrat hat in seiner Sitzung am 11.04.2019 die geprüfte Eröffnungsbilanz zum 

01.01.2013 beschlossen (BV 039/2019). 

 Interne Aktivierungs- und Bewertungsrichtlinie (IAB) 

Mit der Fassung der IAB finden die Hinweise des Rechnungsprüfungsamtes Berücksichtigung. 

Die Aktivierungsrichtlinie der Stadt Burg wurde um aktivierungsrelevante und abweichende 

Sachverhalte ergänzt. Gesetzliche Bestimmungen sowie Verwaltungsvorschriften des Landes 

(KVG LSA, KomHVO LSA, BeWertRL LSA), die den Festlegungen dieser Richtlinie entgegen-

stehen, sind vorrangig anzuwenden und im Rahmen der laufenden Aktualisierung in die 

Dienstanweisung zu übernehmen. Soweit keine expliziten haushaltsrechtlichen Regelungen 

durch den Gesetzgeber erlassen wurden, finden die Normierungen des Handels- bzw. Steu-

errechts analoge Anwendung. 

Abschließende Entscheidungen von Bewertungs- und Bilanzierungsregeln zu bisher noch 

nicht geregelten Sachverhalten der Anlagenbuchhaltung obliegen ausschließlich dem Sach-

gebiet Geschäftsbuchhaltung. Die IAB regelt die Bewertung und Bilanzierung von Aktiva und 

Passiva in den Folgebilanzen. Diese fand erstmalig Anwendung bei der Erstellung des Jah-

resabschlusses 2013. Die neue IAB vom 25.04.2025 löst die Aktivierungsrichtlinie der Stadt 

Burg vom 11.05.2021 ab. 
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2 Grundsätze ordnungsgemäßer Buchführung 

 Allgemeine Bilanzierungsregeln- und Grundsätze 

Basierend auf den Grundsätzen ordnungsgemäßer Buchführung (GoB) sind für die Bilanzie-

rung und Bewertung der Vermögensgegenstände und Schulden der Stadt Burg insbesondere 

nachfolgende allgemeingültigen Bilanzierungsregeln und Grundsätze zu beachten: 

 Vollständigkeit 

Im Jahresabschluss sind sämtliche bilanzierungsfähigen Vermögensgegenstände, Verbind-

lichkeiten, Rechnungsabgrenzungsposten, Aufwendungen und Erträge vollständig abzubil-

den. Eine Verrechnung von Posten der Aktiv- mit Posten der Passivseite ist nicht zulässig 

(Verrechnungsverbot). 

 Einzelbewertung und Stichtagsprinzip/Periodenabgrenzung 

Der Grundsatz der Einzelbewertung bedeutet, dass jeder Vermögensgegenstand und jede 

Verbindlichkeit mit höchstmöglicher Genauigkeit zum Bilanzstichtag für sich bewertet wird. 

Aufwendungen und Erträge des Wirtschaftsjahres sind unabhängig von den Zeitpunkten der 

entsprechenden Zahlungen im Jahresabschluss zu berücksichtigen. 

 Bewertungsstetigkeit 

Der Grundsatz besagt, dass die auf den vorhergehenden Jahresabschluss angewandten Be-

wertungsmethoden grundsätzlich beibehalten werden müssen. Die Einhaltung dieses Prinzips 

gewährleistet, dass die Gewinnermittlung jeweils nach gleichen Grundsätzen erfolgt und daher 

ein Vergleich der Bilanzen mehrerer Rechnungsperioden erfolgen kann. 

 Anschaffungskostenprinzip 

Die Bewertung von Vermögensgegenständen ist grundsätzlich zu Anschaffungs- oder Herstel-

lungskosten vorzunehmen. 

 Bilanzidentität 

Der Grundsatz besagt, dass die Schlussbilanz des einen Jahres mit der Eröffnungsbilanz des 

folgenden Jahres identisch sein muss. 

 Bilanzkontinuität – Darstellungsstetigkeit 

Die Darstellungsstetigkeit oder die formale und materielle Bilanzkontinuität verlangt grundsätz-

lich die Beibehaltung der gleichen Bilanzgliederung, die Postenkontinuität (Zusammenfassung 
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von Einzelposten zu einem Bilanzposten), die Kontinuität des Abrechnungszeitraumes und 

Abschlussstichtages, der Abschreibung und der Bewertungsgrundsätze in mehreren aufeinan-

derfolgenden Bilanzen.  

Unter Vorsichtsprinzip versteht man im Einzelnen: 

 Niederstwertprinzip 

Stehen insbesondere für die Vermögensbewertung des Umlaufvermögens mehrere Wertan-

sätze zur Auswahl, so ist am Bilanzstichtag der niedrigste Wert anzusetzen, um eine verlust-

freie Bewertung zu gewährleisten. 

 Höchstwertprinzip 

Verbindlichkeiten sind mit ihrem Rückzahlungsbetrag, Rückstellungen mit dem Betrag, der 

nach vernünftiger kaufmännischer Beurteilung notwendig ist, zu bilanzieren. Gewinne sind erst 

dann auszuweisen, wenn sie am Abschlussstichtag realisiert sind. 

 Imparitätsprinzip 

Künftige Vorteile sind erst dann zu bilanzieren, wenn sie realisiert sind. Verluste müssen be-

reits dann berücksichtigt werden, wenn sie zwar noch nicht realisiert, aber bereits erkennbar 

sind. 

 Realisationsprinzip 

Gewinne sind erst dann auszuweisen, wenn sie am Abschlussstichtag realisiert sind. 

 Begriffsbestimmungen 

 Anschaffungskosten/Herstellungskosten (AHK) 

(1) Anschaffungskosten sind gemäß § 38 Abs. 2 KomHVO Doppik LSA die Aufwendun-

gen, die geleistet werden, um einen Vermögensgegenstand zu erwerben und ihn in 

einen betriebsbereiten Zustand zu versetzen, soweit sie dem Vermögensgegenstand 

einzeln zugeordnet werden können. Zu den Anschaffungskosten gehören auch die Ne-

benkosten sowie die nachträglichen Anschaffungskosten, nicht jedoch die Gemeinkos-

ten. Minderungen des Anschaffungspreises (Skonto, Rabatte) sind abzusetzen. 

(2) Herstellungskosten sind laut § 38 Abs. 3 KomHVO LSA jene Aufwendungen, die 

durch den Verbrauch von Gütern und die Inanspruchnahme von Diensten für die Her-

stellung eines Vermögensgegenstandes, seine Erweiterung oder für eine über seinen 

ursprünglichen Zustand hinausgehende wesentliche Verbesserung entstehen. Dazu 

gehören die Materialkosten, die Fertigungskosten und die Sonderkosten der Fertigung. 
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Bei der Berechnung der Herstellungskosten sind auch angemessene Teile der notwen-

digen Materialgemeinkosten, der notwendigen Fertigungsgemeinkosten und des Wert-

verzehrs des Anlagevermögens, soweit diese durch die Fertigung veranlasst wurden, 

einzurechnen. Vertriebskosten dürfen nicht einbezogen werden. 

(3) Zu beachten ist auch, dass Sicherungseinbehalte/ Gewährleistungseinbehalte die An-

schaffungs- oder Herstellungskosten nicht mindern. Diese Einbehalte werden nicht von 

den Anschaffungs- oder Herstellungskosten abgezogen, da sie nicht endgültig verloren 

sind, sondern lediglich zur Absicherung von Ansprüchen (z.B. wegen Mängelgewähr-

leistung) zurückbehalten werden. Diese führen lediglich zu einer Verbindlichkeit ge-

genüber dem Lieferanten.  

(4) Grundtatbestand ist die Herstellung eines bisher noch nicht bestehenden Vermögens-

gegenstandes. Die Erstausstattung der Vermögensgegenstände ist einzeln und ge-

trennt zu erfassen (z.B. Betriebsvorrichtungen, Betriebs- und Geschäftsausstattung) 

(5) Erworbene oder selbst hergestellte Anlagegüter sind grundsätzlich mit ihren vollstän-

digen Anschaffungs- und/ oder Herstellungskosten zu aktivieren. Sofern dies nicht oder 

nicht vollständig möglich ist, darf die Wertermittlung bzw. Bewertung im Rahmen der 

allgemein anerkannten Ersatzbewertungsmethoden, gemäß der BeWertRL LSA erfol-

gen. Abweichende Verfahrensweisen müssen zwingend mit der Anlagenbuchhaltung 

abgestimmt werden. 

(6) Herstellungskosten liegen auch vor, wenn im Rahmen des Herstellungsprozesses 

durch die Koordination der beteiligten Fremdfirmen Kosten entstehen. 

(7) Auch die mit dem Erwerb eines Gebäudes erforderlichen Instandhaltungsmaßnahmen 

gelten vor der erstmaligen Nutzung als Herstellungskosten, soweit diese bei der Er-

mittlung des Anschaffungspreises mitberücksichtigt wurden. 

(8) Wird ein in seinen wesentlichen Teilen abgenutzter, verbrauchter oder zerstörter (Voll-

verschleiß) Vermögensgegenstand durch eine grundlegende Sanierung wieder nutz-

bar gemacht, so ist aus wirtschaftlicher Betrachtungsweise die Herstellung eines neuen 

Vermögensgegenstandes zu sehen. 

(9) Eine grundlegende Sanierung kann wie folgt definiert werden: 

a. Eine über den ursprünglichen Zustand hinausgehende wesentliche Verbesse-

rung z.B. außergewöhnliche Abnutzung durch Brand oder Einsturz, diese setzt 

vorher eine außerplanmäßige Abschreibung voraus. 

b. Sanierungen in Raten, aber auch Teilbaumaßnahmen können in einem Zeit-

raum bis zu 5 Jahren in einer Gesamtbaumaßnahme zu einer wesentlichen 

Verbesserung führen. 

c. Baumaßnahmen, die nur einen Gebäudeteil betreffen, der für sich einen eige-

nen Gebrauchswert hat. 
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Einzelfallentscheidungen sind unter bestimmten Voraussetzungen möglich und müs-

sen mit der Anlagenbuchhaltung abgestimmt und dokumentiert werden. 

(10) Der Vorsteuerbetrag (Mehrwert-bzw. Umsatzsteuerbetrag) nach § 15 UStG gehört in 

der Regel zu den Anschaffungskosten, ausgenommen sind Betriebe gewerblicher Art 

(BgA). Die Betriebe gewerblicher Art sind: 

a. Tourist-Information 
b. Schwimmhalle 
c. Stadthalle 
d. Veranstaltungen 
e. Forst  

 
(11) Zinsen für Fremdkapital gehören grundsätzlich nicht zu den Herstellungskosten. Zin-

sen für Fremdkapital, das zur Finanzierung der Herstellung eines Vermögensgegen-

standes verwendet wird, können als Herstellungskosten angesetzt werden, soweit sie 

auf den Zeitraum der Herstellung entfallen (vgl. § 38 Abs. 4 KomHVO LSA). 

(12) Unabhängig von der Ermittlung des Aktivierungswertes hat die Dokumentation und Ak-

tenführung im jeweils für das Anlagegut zuständigen Fachbereich/ Sachgebiet zu er-

folgen, sofern keine anderweitige schriftliche Festlegung getroffen ist. Die Dokumenta-

tion und Aktenführung ist so aufzubereiten und fortzuführen, dass neben den begrün-

deten Unterlagen über Anschaffungskosten/Herstellungskosten, Finanzierung (Eigen-

mittel/Fremdmittel), Lageplänen, Nachweisen, Protokolle, Verwendungsnachweisen, 

ein sachverständiger Dritter oder Prüfer die wesentlichen und für die Beurteilung der 

Aktivierung notwendigen Informationen gewinnen kann. 

(13) Beispiel Berechnung Anschaffungskosten 

Kaufpreis zum Zeitpunkt des Erwerbs 

+ Kosten für die Schaffung der Betriebsbereitschaft 

(z. B. Kosten für ein Spielgerät auf dem Spielplatz + Fundament + Sand) 

+ Anschaffungsnebenkosten 

(z. B. Verpackungskosten, Fracht- und Transportkosten, Aufbaukosten, 

Versicherungskosten, Zölle und Verbrauchsteuern, Grunderwerbssteuer, 

Vermessungs- und Gerichtskosten, Aufwendungen für Gutachten, 

Versicherungen, Makler- und Notargebühren). 

./. Anschaffungspreisminderungen 

(z. B. Skonto, Preisnachlass oder Rabatt) 

Nicht zu den Anschaffungskosten gehören folgende Kosten: 

Geldbeschaffungs- und Finanzierungskosten (z. B. Zinsen) 

Stundungs- und Verzugszinsen, die aufgrund verspäteter Zahlungen anfallen 

Prozesskosten. 

+ nachträgliche Anschaffungskosten 
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z.B. Erschließungsbeiträge 

Kosten innerhalb der ersten 3 Jahre nach Anschaffung müssen hinsichtlich der 

Zuordnung zum Vermögen vom Fachbereich eingehend geprüft werden.  

(14) Beispiel Berechnung Herstellungskosten:  

Eine umfangreiche Sanierung führt zu einer Verlängerung der Nutzungsdauer und zu 

einer erheblichen Qualitätsverbesserung.  

Eine über den ursprünglichen Zustand hinausgehende wesentliche Verbesserung. 

Berechnung: 

Materialkosten zum Zeitpunkt des Erwerbs 

+ Fertigungskosten 

+ Nebenkosten 

(z. B. Verpackungs-, Fracht- und Transportkosten, Versicherung, Zölle und 

Verbrauchsteuern) 

+ die eigenen Aufwendungen zur Planung und Durchführung von Baumaßnahmen 

+ Gemeinkosten, soweit sie (sachlich/zeitlich) im Zusammenhang mit der Fertigung 

stehen 

+ kalkulatorische Kosten (soweit sie aufwandsgleich sind) 

- Preisminderungen 

(z. B. Skonto, Preisnachlass oder Rabatt) 

Nicht zu den Herstellungskosten gehören folgende Kosten: 

Geldbeschaffungs- und Finanzierungskosten (z. B. Zinsen) 

Stundungs- und Verzugszinsen, die aufgrund verspäteter Zahlungen anfallen 

-Erschließungsmaßnahmen, wie  Strom, Wasser zählen zu den HK eines Grund-

stücks 

 Nachträgliche Anschaffungs- und Herstellungskosten 

(1) Im Falle nachträglicher Abrechnungen bei den AHK nach der Inbetriebnahme eines 

Vermögensgegenstandes handelt es sich um nachträgliche Anschaffungs- oder Her-

stellungskosten. Diese sind im Gegensatz zu Erhaltungsmaßnahmen zu aktivieren, 

wobei ggf. die Nutzungsdauer neu zu schätzen ist. Wird durch eine Maßnahme die 

Nutzungsdauer erheblich verlängert, so liegt hierin i. d. R eine wesentliche Verbesse-

rung des Vermögensgegenstandes (VG) vor.  

Beispiel: Eine wesentliche Verbesserung liegt vor, wenn der VG als solcher so verän-

dert wird, dass eine andere Gebrauchs- oder Verwendungsmöglichkeit vorliegt. (z.B. 

Umbau eines Wohngebäudes in ein Verwaltungsgebäude) oder der Gegenstand so 
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verbessert wird, dass seine Leistungsfähigkeit, der Gebrauchswert und das Nutzungs-

potenzial in den folgenden Jahren deutlich erhöht werden. (Anhebung des Standards 

von einfachen auf mittleren Standard.) 

(2) Wird durch eine Maßnahme (Erneuerung der Fundamente, Erneuerung der Dachkon-

struktion) die Nutzungsdauer erheblich verlängert, liegt in der Regel eine wesentliche 

Verbesserung des Vermögensgegenstandes vor. 

(3) Um nachträgliche AHK handelt es sich bei einem Gebäude erst, wenn mindestens 3 

Gewerke erneuert werden. 

(4) Keine Substanzverbesserung liegt in folgenden Einzelfällen vor: 

-zusätzliche Fassadenverkleidung zur Wärme- und/oder Schallschutzisolierung, 

-Umstellung einer Heizungsanlage 

-Erneuerung des Daches, ohne Veränderung der Dachform 

-Wärme und Schallschutz 

-Vergrößerung der vorhandenen Fenster 

-Versetzen von Wänden innerhalb einer gleichbleibenden Nutzung (Sporthalle bleibt 

auch nach Versetzen der Wände eine Sporthalle). Werden die Wände so versetzt, 

dass z.B. zur Sporthalle ein Bürgerhaus geschaffen wird, handelt es sich um Herstel-

lungs-/ Anschaffungskosten, da ein neuer Vermögensgegenstand geschaffen wird.  

(5) Entstehen nachträgliche Anschaffungskosten erst in späteren Haushaltsjahren, so sind 

diese so zu berücksichtigen, als wären sie zum 01.01. des Haushaltsjahres der Entste-

hung der nachträglichen Anschaffungskosten angefallen und erhöhen für diesen Zeit-

punkt den bestehenden Buchwert des Vermögensgegenstandes entsprechend. 

 Erhaltungsaufwand 

(1) Ein Erhaltungsaufwand ist nicht aktivierungsfähig. Erhaltungsaufwendungen entste-

hen, wenn ein Vermögensgegenstand im ordnungsgemäßen Zustand erhalten werden 

soll oder wenn es sich um in regelmäßigen Zeitabständen notwendige laufende In-

standhaltungs- bzw. Erhaltungsaufwendungen (z. B. Anpassungen an den technischen 

Fortschritt) handelt. Erhaltungsaufwendungen verändern nicht die Wesensart des Ge-

genstands und vermehren nicht seine Substanz. Da Erhaltungsaufwendungen nicht zu 

einer Wertsteigerung führen, ist eine Aktivierung nicht zulässig und der Aufwand in der 

Ergebnisrechnung auszuweisen. 

(2) Unabhängig von ihrer Größenordnung dienen Erhaltungsaufwendungen dazu, den 

Vermögensgegenstand in einem ordnungsgemäßen und sicheren Zustand zu erhalten. 

Sie dienen dazu, den ursprünglich festgelegten Abschreibungszeitraum sicherzustel-

len, verändern den Charakter des Gegenstandes nicht und kehren in periodischen Ab-

ständen und ungefähr gleicher Höhe regelmäßig wieder. 
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 Aktivierungspflichtige wesentliche Verbesserung 

(1) Eine aktivierungspflichtige wesentliche Verbesserung liegt dann vor, wenn eine Ver-

besserung an dem Vermögensgegenstand als Ganzes herbeigeführt wurde und dar-

über hinaus die Verbesserung wesentlich ist. Eine Verbesserung lediglich von Teilen 

des Vermögensgegenstandes ist Unterhaltung des Vermögensgegenstandes. Sub-

stanzerhaltende Bestandserneuerungen bewirken grundsätzlich keine wesentliche 

Verbesserung. Sie bewirken Unterhaltungsaufwand in Höhe der angefallenen Aufwen-

dungen. 

(2) Eine wesentliche Verbesserung = Wenn die Maßnahme im Vergleich zur vorhandenen 

Situation zu einem nachhaltig höheren Zustand führt. Wesentliche Kriterien hierfür sind 

der Umfang bezogen auf das Objekt, verbesserte Nutzungsmöglichkeiten oder verlän-

gerte Nutzungsdauern. 

(3) Wesentliche Verbesserung des Vermögensgegenstandes über den ursprünglichen 

Zustand hinaus: 

Eine wesentliche Verbesserung ist dann gegeben, wenn über die laufende Unterhal-

tung hinaus der Gebrauchswert des Vermögensgegenstandes im Ganzen deutlich er-

höht wird. Dies ist danach zu beurteilen, ob für die Zukunft ein höheres Nutzungspo-

tential geschaffen wurde. Es muss eine maßgeblich höherwertige Nutzungsmöglich-

keit feststellbar sein. 

(4) Eine wesentliche Verbesserung bei Gebäuden liegt auch dann vor, wenn mindestens 

drei der zentralen Ausstattungsmerkmale,  

- Heizung 

- Sanitär 

- Elektroinstallationen 

- Fenster 

- Dach 

- Fassade 

- Zentrale Belüftung / Klimatisierung, 

die einzeln betrachtet Erhaltungsaufwand darstellen, in zeitlichem Zusammenhang 

(maximal 3 Jahre) in wesentlichem Umfang und Qualität betroffen sind. In der Regel 

ist dann von einer Verlängerung der Restnutzungsdauer auszugehen. 

(5) Kann eine endgültige Abgrenzung nicht festgestellt werden, wird davon ausgegan-

gen, dass es sich bei den Maßnahmen um Erhaltungsaufwendungen (konsumtiv) 

handelt. 

Beispiele 

Erhaltungsaufwendungen (Kontenklasse 5…) 



15 
 

Wartung, Prüfung, Reparatur, Reinigung, Renovierung von Anlagevermögen 

Verbrauchsmaterialien 

(6) Die endgültige Abgrenzung von Erhaltungsaufwendungen (konsumtiv) und aktivie-

rungsfähigen Anschaffungs- und Herstellungskosten (investiv) erfolgt durch die für die 

Planung verantwortlichen Mitarbeiter in Abstimmung mit der Anlagenbuchhaltung und 

ist schon mit der Haushaltsplanung vorzunehmen. 

 Abgrenzung von Investitionen und Instandhaltungsmaßnahmen 

(1) Eine aktivierungsfähige Maßnahme liegt vor, wenn es sich um: 

a) eine erstmalige Anschaffung/Herstellung von Anlagevermögen oder 

b) eine Zweitherstellung des kompletten Anlagevermögens oder 

c) eine Substanzmehrung eines bestehenden Anlagengegenstandes handelt. 

d) Sanierungsmaßnahmen die nach a) bis c) Erhaltungsaufwand darstellen würden 

sind dann als Investitionen zu betrachten, wenn für diese Maßnahmen Zuwendungen 

fließen oder die Stadt Beiträge nach dem KAG LSA erheben kann und diese Maß-

nahmen im Vergleich zur vorhandenen Situation in wesentlichen Teilen zu einem 

nachhaltig höherwertigen Zustand führen. 

(2) Jeder Anlagengegenstand wird in der Anlagenbuchhaltung mit einer eigenen Anla-

gennummer geführt. Der Ersatz von Teilelementen eines Anlagegutes (z.B. Fenster, 

Sanitär, etc.) stellen in der Regel keine Investition dar. Zu Ausnahmen wird auf Pkt. 

2.2.4 dieser Richtlinie verwiesen. 

(3) Baumaßnahmen an fremden Anlagegegenständen stellen grundsätzlich eine Investi-

tionsfördermaßnahme für Dritte dar. Wegen fehlender einklagbarer Rechte an diesem 

Vermögensgegenstand handelt es sich für die Stadt um konsumtiven Aufwand, wel-

cher in der Erfolgsrechnung darzustellen ist. Ausnahme bildet Stadtsanierung- imma-

terieller Vermögensgegenstand. 

(4) Maßnahmen, die lediglich zustandserhaltend wirken oder der Anpassung an den 

technischen Fortschritt dienen, sind als Instandhaltungsmaßnahmen zu charakterisie-

ren und stellen demzufolge Aufwand dar. Zustandserhaltend sind dabei alle notwen-

digen Einzelbaumaßnahmen innerhalb der Gesamtnutzungsdauer des Anlagegegen-

standes, die nicht zu einer Erweiterung des bestehenden Anlagegegenstandes füh-

ren. 
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 Ersatzbewertung 

(1) Eine Ersatzbewertung ist grundsätzlich nur dann zulässig, wenn die Anschaffungs- 

oder Herstellungskosten nicht oder nur mit einem unverhältnismäßigen oder nicht ver-

tretbaren Aufwand ermittelt werden können (Aufwand-Nutzen-Relation). 

(2) Die mit der Bewertung von Vermögensgegenständen zuständigen Stellen (i.d.R. 

der/die mittelbewirtschaftenden Sachbearbeiter/in) haben eine ordnungsgemäße Ak-

ten- und Nachweisführung sicherzustellen.  

(3) Für Grundstücke, bei denen nachweislich durch Kaufvertrag belegte Anschaffungskos-

ten vorliegen, darf eine Ersatzbewertung nicht erfolgen. Grundsätzlich ist es somit kor-

rekt und rechtskonform (auch nachträglich als Korrektur zur Eröffnungsbilanz nach § 

114 Abs. 7 KVG LSA) die Anschaffungskosten als Wert für die erworbenen Grundstü-

cke anzusetzen. Sofern es dem Fachbereich möglich ist, nachweisbar dem Grundstück 

zurechenbare Anschaffungskosten zu ermitteln, sind diese Grundstücke also zwingend 

mit ihrem (Kaufpreis) Wert zum Stichtag 01.01.2013 anzusetzen. 

 Wirtschaftliches Eigentum 

(1) Gemäß § 34 Abs. 1 KomHVO LSA sind grundsätzlich alle Vermögensgegenstände, an 

denen die Stadt Burg das wirtschaftliche Eigentum innehat, zu erfassen. 

(2) Wirtschaftlicher Eigentümer ist derjenige, der die tatsächliche Sachherrschaft über ei-

nen Vermögensgegenstand in der Weise ausübt, dass dadurch ein Dritter, z. B. der 

Eigentümer nach bürgerlichem Recht, wirtschaftlich auf Dauer von der Einwirkung 

ausgeschlossen ist (§ 39 Abs. 2 Nr. 1 AO). Die tatsächliche Sachherrschaft über den 

Vermögensgegenstand hat in der Regel derjenige, bei dem Besitz, Gefahr, Nutzen 

und Lasten der Sache liegen.  

(3) In Anwendung des § 39 AO wird in der Stadt Burg bei der Abgrenzung zum wirt-

schaftlichen Eigentum wie folgt verfahren: 

a) Wirtschaftsgüter, die zum Zweck der Sicherung übereignet worden sind, werden dem 

Sicherungsgeber zugerechnet; 

b) Wirtschaftsgüter, die unter Eigentumsvorbehalt geliefert werden, sind dem Liefe-

rungsempfänger (Eigenbesitzer) zuzurechnen; 

c) Wirtschaftsgüter, die zu treuen Händen (entgeltlich oder unentgeltlich) übereignet 

worden sind, werden dem Treugeber zugerechnet (BauBecon); 

d) Mieter und Pächter sind keine wirtschaftlichen Eigentümer der von ihnen gemieteten 

bzw. gepachteten Sachen. 

e) Ebenso wenig wird im Fall des Nießbrauchs wirtschaftliches Eigentum begründet. 
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f) Wirtschaftliches Eigentum liegt vor beim Grundstückskäufer, der zwar noch nicht im 

Grundbuch als neuer Eigentümer eingetragen ist, auf dem das Grundstück jedoch be-

reits aufgelassen ist und auf den vertraglich bereits Nutzen und Lasten übergegangen 

sind. 

g) Das wirtschaftliche Eigentum der Stadt Burg liegt auch dann vor, wenn betroffene 

Grundstücke in Eigentum von Separationen, in Rechtsträgerschaften oder sonstigem 

Privateigentum stehen und das Grundstück in vollem Umfang von der Gemeinde ge-

nutzt wird (z.B. bei Gemeindestraßen). 

h) Für Erbbaurechte ist die Höhe der Erbbauzinsen zu berücksichtigen. Das Erbbaurecht 

ist das befristete Recht, ein Grundstück umfassend zu nutzen und auf oder unter der 

Erde ein Bauwerk zu haben, dessen Eigentümer der Erbbauberechtigte ist. Das Erb-

baurecht führt jedoch nicht zu wirtschaftlichem Eigentum an dem Grundstück (beim 

Erbbauberechtigten). 

(4) Es wird bei der tatsächlichen Erfassung des Anlagevermögens Einzelfälle geben, die 

von den o.g. Beispielen nicht erfasst sind. Diese Einzelfälle werden, jeder für sich, mit 

dem SG Geschäftsbuchhaltung abgestimmt und nachprüfbar dokumentiert. Ist keine 

hausinterne Klärung möglich, kann im Einzelfall eine externe Stellungnahme z.B. eines 

Wirtschaftsprüfers eingeholt werden. 

 Separationen 

a) Das Gesetz über die Auflösung der Personenzusammenschlüsse alten Rechts ist mit 

Ablauf des 31.12.2021 aufgelöst. Damit geht kraft Gesetzes das gesamte, zu diesem 

Zeitpunkt vorhandene Vermögen des Personenzusammenschlusses (insbesondere 

der Grundbesitz, aber auch sonstige Rechte und Ansprüche, wie Veräußerungserlöse, 

Einnahmen aus der Verwaltung und Bewirtschaftung des Grundbesitzes oder Zinsein-

nahmen) auf diejenige Kommune über, in deren Gemeindegebiet die Grundstücke des 

Personenzusammenschlusses liegen. 

b) Mit Wirkung zum 01.01.2022 werden die ohne Gegenleistung in das Vermögen der 

Stadt Burg per Gesetz übergegangenen gemeinschaftlichen Anlagen (Grundstücke, 

Wege und Gräben) der aufgelösten Personenzusammenschlüsse alten Rechts in der 

Bilanz aktiviert. Der Runderlass die „Bilanzierung des unentgeltlichen Vermögensüber-

gangs aufgrund einer gesetzlichen oder vertraglichen Bestimmung“ vom 11.10.2018 

ist anzuwenden. 

c) Die Stadt kann über die Grundstücke verfügen, wobei die Zweckbindung zu beachten 

ist. Aufgrund der Zweckbindung ist das übergegangene Finanzvermögen zum 

01.01.2022 in einer Sonderrücklage gem. § 22 S. 3 KomHVO darzustellen. Auch die 

zukünftigen Überschüsse bzw. negativen Jahresergebnisse aus der Bewirtschaftung 
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und Unterhaltung aus dem Vermögen sind der Sonderrücklage zuzuführen. Dazu ist 

zunächst das außergewöhnliche Ergebnis zu verwenden.  

d) Die Personenzusammenschlüsse (Separationen) werden ausschließlich über das Pro-

dukt 11172.1100.201010 gebucht. Somit kann die Auflösung der Rücklage erst erfol-

gen, wenn „alle“ Separationen verkauft/sonstiges sind. 

e) Auf die Rücklage kann auch zurückgegriffen werden, wenn ein Wirtschaftsweg nur in 

Teilen aus Zweckgrundstücken eines aufgelösten Personenzusammenschlusses be-

steht, die Stadt aber für die Unterhaltung oder den Ausbau des gesamten Weges 

zweckgebundene Mittel einsetzt.  

f) Die Aktivierung erfolgt zum 01.01.2022 mit den Bodenrichtwerten und unter Berück-

sichtigung der Aktivierungsrichtlinie.  

 Grundstückswerte – Stille Reserven 

Stille Reserven sind nicht aus der Bilanz ersichtliche Bestandteile. Sie stellen den Unter-

schiedsbetrag zwischen dem Buchwert und dem tatsächlichen Wert von Aktiva und Passiva 

einer Bilanz dar. 

(1) Stille Reserven werden im Anhang zum Jahresabschluss erläutert, soweit sie wesent-

lich sind (mindestens 2 Prozent der Bilanzposition). Hierzu ist eine Schätzung auf 

Grund der aktuellen Marktlage (aktueller Grundstückmarktbericht oder Auszug BRW 

vom Landesamt für Vermessung und Geoinformation) erforderlich.  

(2) Die stillen Reserven werden vom Inventarverantwortlichen (Verantwortlichen des An-

lagegutes, Bsp. Liegenschaften für Acker und Grünland) vorsichtig geschätzt und mit 

der Anlagenbuchhaltung abgestimmt.  

(3) Als Richtwert bietet es sich an, soweit zulässig, eine Korrektur der Wertansätze nach 

frühestens 10 bis 15 Jahren zu planen, sodass Aufwand und Nutzen im Verhältnis ste-

hen. Abweichende Entscheidungen können durch den Bürgermeister und die Vertre-

tung getroffen werden. 

 Sanierungsgebiet 

(1) Seit 1992 ist die Burger Altstadt ein förmlich festgelegtes Sanierungsgebiet (siehe An-

lage 4). Vorrangiges Ziel der Sanierungsmaßnahme soll die Bewahrung des Bestandes 

historischer Qualität, der Erhalt und die Stabilisierung der Wohnfunktion sowie die wei-

tere Entwicklung als Handels- und Dienstleistungszentrum sein. Die rechtliche Grund-

lage einer Sanierungsmaßnahme bilden die §§ 136 bis 164b des Baugesetzbuches. 

Der Rahmenplan Sanierungsgebiet "Burg-Altstadt" formuliert und begründet die Sanie-

rungsziele für das Gebiet. 
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(2) Produkt- und Bilanzkontenumbuchungen erfolgen grundsätzlich durch Anordnung des 

Fachamtes über die Geschäftsbuchhaltung. Ausnahme bilden Korrekturen der von 

2013 bis 2015 festgelegten Bilanzkonten durch die Geschäftsbuchhaltung bzw. Fehl-

buchungen bei der „Harteinbuchung“ der Anlagegüter in der Anlagenbuchhaltung durch 

die Anlagenbuchhaltung. Durch den Programmwechsel von adkomm auf H+H im Jahr 

2016 war eine „Harteinbuchung“ unumgänglich, da keine Konvertierung möglich war. 

 Aktivierte Eigenleistungen ab 01.01.2020 

(1) Als aktivierte Eigenleistung versteht man den Wert werden erbrachten Teilwert selbst 

erstellter Vermögensgegenstände, die selbst genutzt. Aktivierte Eigenleistungen erge-

ben sich demnach auch aus Aufwendungen und Kosten der Stadt, die im Rahmen der 

Erstellung von dauerhaftem Anlagevermögen entstanden sind (z.B. in Gebäude oder 

Infrastruktur). Es handelt sich hierbei um Herstellungskosten, die über die Nutzungs-

dauer des Anlagegutes abzuschreiben sind. 

(2) Eine aktivierte Eigenleistung wird in der Bilanz auf der Aktivseite als Vermögensgegen-

stand (in Höhe der Herstellungskosten) erfasst. In der Ergebnisrechnung wird die akti-

vierte Eigenleistung als Ertrag verbucht. Bei einer innerbetrieblichen Erstellung von 

Sachanlagen sind die Eigenleistungen mit ihrem Herstellungsaufwand (Herstellungs-

kosten) auf dem jeweiligen Anlagenkonto zu aktivieren. Die Gegenbuchung erfolgt auf 

dem Erfolgskonto „Andere aktivierte Eigenleistungen“. Der Ertragsposten „Andere ak-

tivierte Eigenleistungen“ (§ 275 Abs. 2 Nr. 3 HGB) neutralisiert in dem Fall die angefal-

lenen Personalkosten sowie Abschreibungen. Selbsterstellte Sachanlagen wie Ge-

bäude, Maschinen und weitere, sind aktivierungspflichtig (aufgrund des Vollständig-

keitsgebots). 

(3) Der Nachweis für Eigenleistungen erfolgt über den Fachbereich in Form von Stunden-

aufzeichnungen in Bezug auf den Vermögensgegenstand. Die Personalabteilung er-

mittelt daraus die aktivierten Eigenleistungen, die von der Geschäftsbuchhaltung an-

zuordnen sind.  

Beispiel:  

Das Investitionsprojekt „Sanierung Schwimmhalle“ wird durch einen angestellten In-

genieur (Eigenpersonal der Stadt Burg) betreut. Er organisiert, koordiniert und stimmt 

sich fachlich mit den externen Projektbetreuern und Fachfirmen ab. Dieser Zeitanteil 

ist zu erfassen und fließt als Kosten in die Gesamtinvestition ein, welcher über die 

Nutzungsdauer anteilig abgeschrieben wird. 

(4) Die Buchung der aktivierten Eigenleistung erfolgt erstmals mit dem Jahresabschluss 

2020 für den Bereich Hochbauinvestition. 
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3 Allgemeine Bewertungsvorschriften und Bilanzierungs-     

         grundsätze 

 Bewertungsakten 

(1) Die Bewertungsakten verbleiben in den jeweiligen Fachämtern und werden dort über 

die Lebensdauer des Anlagegutes fortgeführt. Die zuständigen Fachbereiche müssen 

mit der Anlagenbuchhaltung eng zusammenarbeiten und die notwendigen Nachweise 

und Zuarbeiten zügig erbringen. 

(2)  Für alle bewerteten Vermögensgegenstände muss je Anlagengut getrennt nachweis-

lich dokumentiert und für Dritte nachvollziehbar dargelegt werden, wie die Bewertung 

(Wertansatz, Berechnungsgrundlagen) im Einzelnen vorgenommen wurden. Zu den 

Mindestinhalten einer Bewertungsakte gehören je nach Anlagegut: Lageplan, Bau-

skizze, Angaben zu Dienstbarkeiten, Schlussrechnungen, Abnahmeprotokolle, Ver-

wendungsnachweise mit Ein- und Auszahlungsübersicht, Nachweis Vorsteuerabzug 

im Fall von Betrieben gewerblicher Art (BgA). Grundbuchauszüge werden nicht separat 

in den Akten geführt, sondern zentral im Sachgebiet Liegenschafts- und Gebäudema-

nagement aufbewahrt. 

 Abschreibungsverfahren 

(1) Abschreibungsfähige Vermögensgegenstände des Anlagevermögens der Stadt Burg 

werden grundsätzlich linear abgeschrieben, d. h. die Anschaffungs- oder Herstellungs-

kosten werden gleichmäßig auf die Nutzungsdauer verteilt. 

(2) Abschreibungsbeginn ist der Monat der Anschaffung oder Herstellung. 

Beispiel: Inbetriebnahme eines Spielplatzes, Feierliche Übergabe einer Straße/Weg, 

Vollständige Bauabnahme und Nutzung des Gewerks 

(3) Ist der Nutzungsbeginn wegen fehlender Unterlagen nicht ermittelbar, kann das 

Datum der Schlussrechnung, bei Baumaßnahmen das Datum der Bauabnahme her-

angezogen werden – hilfsweise die letzte Rechnung (Einzelfallentscheidung). 

 Nutzungsdauer 

(1) Unter der Nutzungsdauer ist der Zeitraum zu verstehen, den ein Vermögensgegen-

stand (gemessen in Jahren) üblicherweise in der Verwaltung genutzt wird. Die Nut-

zungsdauer beeinflusst die Dauer der Abschreibung des Anlagegutes. 

(2) Maßgeblich für die Abschreibungsdauer ist die betriebsgewöhnliche Nutzungsdauer, 

die auf Grundlage von Erfahrungswerten unter Berücksichtigung von Beschaffenheit 

und Nutzung des Vermögensgegenstandes zu bestimmen ist. Die Stadt Burg orientiert 
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sich an der Abschreibungstabelle des Landes Sachsen-Anhalt (Anlage zur Bewer-

tungsrichtlinie LSA) und der internen Abschreibungstabelle der Stadt Burg (siehe An-

lage 3). Die Fachbereichsleitung Zentrale Dienste und der Bürgermeister können in 

begründeten Einzelfällen Abweichungen zulassen. 

(3) Das Land Sachsen-Anhalt hat Spannbreiten für Nutzungsdauern in einer Bewer-

tungsrichtlinie1  benannt. Die Stadt Burg legt fest, dass grundsätzlich die längste Nut-

zungsdauer Anwendung findet. Ausnahmen vom Grundsatz gelten für die in der An-

lage 1 aufgeführten Anlagegüter, bei denen in der Regel erfahrungsgemäß eine kür-

zere Nutzungsdauer zu erwarten ist. Fehlen Festlegungen zur Nutzungsdauer in der 

Bewertungsrichtlinie des Landes, dann gelten für Gebäude hilfsweise die Nutzungs-

dauern in nachfolgend genannter Priorität: 

a) die jeweils längste Nutzungsdauer gemäß NHK 20002  

b) AfA-Tabelle für die allgemein verwendbaren Anlagegüter (AfA-Tabelle "AV")3 

(4) Abweichungen von den vorstehend geregelten Nutzungsdauern sind nur mit ausdrück-

licher Zustimmung der Geschäftsbuchhaltung zulässig. Hierzu sind durch die Fachbe-

reiche detaillierte Begründungen vorzulegen, um eine abschließende Entscheidung zu 

ermöglichen.  

(5) Wird durch die Sanierung eines Vermögensgegenstandes eine Verlängerung der Nut-

zungsdauer erreicht (dies ist regelmäßig der Fall, wenn eine Erweiterung oder wesent-

liche Verbesserung eines Vermögensgegenstandes über seinen ursprünglichen Zu-

stand hinaus durch eine Maßnahme erlangt wurde - Veränderung des Standards/Mo-

dernisierungsstandard analog der Ermittlung im Sachwertverfahrens), ist die Restnut-

zungsdauer vom zuständigen Fachbereich neu zu bestimmen. Ebenso ist zu verfahren, 

wenn infolge einer voraussichtlich dauernden Wertminderung eine Verkürzung der 

Restnutzungsdauer eintritt. Die dauerhafte Wertminderung ist vom Fachbereich zu do-

kumentieren und bei der Anlagenbuchhaltung schriftlich zu beantragen. Die Minderung 

ist ab dem Monat vorzunehmen, in welchem die Feststellung bzw. das Ergebnis eintritt 

bzw. eintrat (Bsp. Abbruch von Gebäudeteilen). 

(6) Werden nachträgliche AHK des Hochbaus über Fördermittel oder über Investitionspau-

schalen teil- bzw. vollfinanziert, sind Zuschreibungen zum bestehenden Gebäude zu 

berücksichtigen. 

 

1 Richtlinie zur Bewertung des kommunalen Vermögens und der kommunalen Verbindlichkeiten (BewertRL LSA), RdErl. 

   des MI vom 09.04.2006 – 32.3-10401/1-3, MBl. LSA 2006, S. 404, zuletzt geändert durch RdErl. vom 08.05.2013 (MBl.  
   LSA 2013, S. 254) 

2 Normalherstellungskosten 2000 gem. den Wertermittlungsrichtlinien des Bundes und dem RdErl. des Bundesministerium 

   für Verkehr, Bau- u. Wohnungswesen vom 01.12.2001, BS12-630504-30/1 
3 Bundesministerium der Finanzen in der Fassung vom 15.12.2000, BStBl. I 2000 
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Beispiel:  

Zwei Gebäude gleicher Bauart. An beiden werden im Jahr 1995 die Fenster i.H.v. je 10 

TEUR und im Jahr 1999 die Heizungsanlagen i.H.v. je 5 TEUR erneuert. 

Am Gebäude Nr. 1 wurden beide Maßnahmen über Investitionspauschalen teil- bzw. 

vollfinanziert. In diesem Fall handelt es sich grundsätzlich um eine Investition, sodass 

zum einen die Zuschreibung zum Tage der Maßnahmenrealisierung (Inbetriebnahme) 

zu erfolgen hat. Zum anderen ist ab diesem Zeitpunkt die Investitionspauschale als 

Sonderposten über die verbliebene RND aufzulösen, sofern die RND nicht gar zu ver-

längern ist. Im Falle des Gebäudes Nr. 2 wurden die Maßnahmen vollständig aus Ei-

genmitteln (ohne Förderung) finanziert. Hier liegt in der Regel keine Investition vor, 

da weder ein zeitlicher Zusammenhang zu mehreren Einzelmaßnahmen besteht noch 

Nutzungserweiterung oder mindestens drei Gewerke betroffen waren. Die Maßnahmen 

sind somit konsumtiv einzuordnen und bleiben in der Anlagenbuchhaltung unberück-

sichtigt. Wurden jedoch mehr als drei Gewerke modernisiert/ersetzt und/oder führen 

die Maßnahmen zu Nutzungserweiterungen, wesentlichen Mehrwerten, kann u.U. den-

noch eine Investition vorliegen. Hier ist im Einzelfall zu beurteilen. 

 Bewertungsvereinfachungsverfahren 

(1) Vermögensgegenstände, Sonderposten, Rückstellungen, Verbindlichkeiten und Rech-

nungsabgrenzungsposten sind grundsätzlich einzeln zu bewerten. Gemäß § 37 Nr. 1 

KomHVO LSA sind allerdings auch Bewertungsvereinfachungsverfahren zugelassen, 

welche im Folgenden erläutert werden.  

(2) Bei kommunal genutzten Grundstücken mit unterschiedlichen Nutzungsarten (z.B. Kita 

die Spiel- u. Rasenfläche, der Gehweg) werden aus Vereinfachungsgründen keine Un-

terscheidungen vorgenommen. (Bebaute Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte 

(inkl. Aufbauten) 
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4 Anlagevermögen 

 Immaterielle Vermögensgegenstände 

Diese Bilanzgruppe ist in folgende Positionen untergliedert: 

• Konzessionen, 

• Lizenzen, 

• DV-Software, 

• Immaterielle Vermögensgegenstände aus geleisteten Zuwendungen 

• Anzahlungen auf immaterielle Vermögensgegenstände. 

Für entgeltlich erworbene immaterielle Vermögensgegenstände besteht eine Aktivierungs-

pflicht. 

Nach den Vorschriften des § 34 Abs. 4 KomHVO LSA darf für immaterielle Vermögensge-

genstände des Anlagevermögens, die nicht entgeltlich erworben wurden, kein Aktivposten 

angesetzt werden (Ansatz- Aktivierungsverbot bzw. Ausnahme vom Vollständigkeitsgrund-

satz). 

Die einzelnen Positionen der Bilanzgruppe „Immaterielle Vermögensgegenstände“ werden in 

den nachfolgenden Gliederungspunkten gesondert erläutert. 

 Konzessionen (Konto 011….) 

Konzessionen sind öffentlich-rechtliche Befugnisse, welche eine Organisation berechtigen, 

wirtschaftliche Tätigkeiten auszuüben, für die die öffentliche Verwaltung ein Verleihungsrecht 

besitzt. Im Einzelnen kann es sich dabei um Energieversorgungsrechte sowie um alle Arten 

von Gewerbeberechtigungen handeln, die nur aufgrund behördlicher Genehmigung ausgeübt 

werden dürfen. Die Stadt Burg besitzt in der Regel keine erworbenen Konzessionen, die zu 

aktivieren sind. Die von der Stadt Burg an Dritte vergebenen Konzessionen, sind nicht zu bi-

lanzieren. 

 Lizenzen (Konto 012….) 

(1) Unter einer Lizenz ist die Befugnis zu verstehen, das Recht eines anderen aufgrund 

eines Vertrages zu nutzen oder zu verwerten. Lizenzverträge betreffen überwiegend 

Patente und andere gewerbliche Schutzrechte. Sie können jedoch auch für unge-

schützte Erfindungen, Produktionsverfahren u. ä. erteilt werden. Darüber hinaus kann 

Gegenstand eines Lizenzvertrages die Benutzung von Warenzeichen, Firmennamen 

usw. sein. 

(2) Lizenzen sind nur zu aktivieren, wenn das Recht zur Nutzung gegen ein einmaliges 

Entgelt (also entgeltlich) erworben worden ist. Die Zahlung kann dabei in Raten oder 
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in einem Betrag erfolgen. Laufende Lizenzgebühren sind dagegen sonstiger betriebli-

cher Aufwand. Sofern der Erwerb einer Lizenz direkt an den Kauf eines entsprechen-

den Vermögensgegenstandes gebunden ist, geht das Entgelt für die Lizenz in die An-

schaffungswerte des Vermögensgegenstandes mit ein. Zu den Lizenzen zählen insbe-

sondere die einmaligen Kosten für den Erwerb von Zugriffsrechten auf Internetdaten-

bestände. 

 DV-Software (Konto 013…) 

(1) Die Bilanzposition „DV-Software“ umfasst Computerprogramme, Rechnerprogramme, 

Programmbeschreibungen und Begleitmaterial für System- und Anwendungssoftware 

(hierunter fallen u. a. Softwarelizenzen für MS Office, etc.); Internetpräsentation (ei-

gene Homepage). Die Position umfasst größere Ausgaben für erworbene Software und 

Datenbanken, die länger als ein Jahr selbst oder durch Dritte genutzt werden. Nicht 

dazu gehört entsprechend BewertRL LSA – Pkt. 5.1 selbstentwickelte Software (nicht 

bewertungsrelevant). 

(2) Anwendungssoftware wird grundsätzlich als immaterielles Wirtschaftsgut behandelt, 

wenn sie nicht vornehmlich allgemein zugängliche Datenbestände auf einem Daten-

träger (z. B. einer CD-ROM) verkörpert. Weitere Voraussetzung für die Aktivierung der 

Software ist der entgeltliche Erwerb durch die Stadt. 

(3) Kosten für laufende Updates und Wartung (Pflege) stellen in der Regel Aufwand dar 

und sind demzufolge in der Erfolgsrechnung darzustellen. Bei umfangreichen Updates 

(Upgrade) ist zu prüfen, ob es sich ggf. um einen neuen Vermögensgegenstand („un-

echtes“ Update oder Upgrade) oder nachträgliche AHK handelt. Enthält das Upgrade 

bspw. wesentliche Funktionserweiterungen oder Zusatzprogramme liegt eine wesent-

liche Verbesserung vor, mit der Folge, dass diese Kosten zu aktivieren sind. 

(4) Wird die Nutzerzahl für eine bestehende Installation erhöht, handelt es sich um nach-

trägliche AHK. Werden Lizenzen für neue Module angeschafft, so entsteht in der Regel 

ein zu aktivierender neuer Vermögensgegenstand mit eigenständiger Nutzungsdauer 

und Nutzbarkeit. 

(5) Software und Lizenzen werden mit den Anschaffungskosten bewertet. Zu den An-

schaffungskosten von DV-Software gehören auch die Installationskosten für die Inbe-

triebnahme der Software sowie die Schulungskosten für Mitarbeiter, die unmittelbar 

das Customizing der Software vornehmen und dafür speziell geschult werden. Von 

der Aktivierungspflicht ausgenommen sind etwaige Schulungskosten für die Anwen-

der. 

Beispiel: 

-Kauf neuer Software mit einem Betrag von 1.001,00 EUR 
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-Konto: 013100, Bilanzkonto Software, Nutzungsdauer 3 Jahre 

-Kauf neuer Software mit einem Betrag von 900,00 EUR 

-Konto: 082210, Bilanzkonto Sammelposten, Nutzungsdauer 5 Jahre (vom Gesetzge-

ber vorgegeben) 

 Immaterielle Vermögensgegenstände aus geleisteten Zuwendungen ( Konto 

014…) 

(1) Ein Vermögensgegenstand ist in die Bilanz aufzunehmen, wenn die Stadt das wirt-

schaftliche Eigentum daran innehat. 

(2) Ausnahmen stellen Zuwendungen dar, die die Stadt für Investitionen Dritter (Investiti-

onsförderungsmaßnahmen) gewährt. Diese sind als immaterielle Vermögensgegen-

stände zu aktivieren, weil die Stadt als Zuwendungsgeber ein konkretes Recht an dem 

geförderten Vermögensgegenstand erlangt hat. 

(3) Im Übrigen sind Zuwendungen für Investitionen Dritter als Transferaufwand zu behan-

deln. Besteht für die Stadt darüber hinaus ein mehrjähriger Gegenleistungsanspruch, 

ist dieser als Rechnungsabgrenzungsposten (vgl. Kapitel 4.4) auszuweisen. 

 Anzahlungen auf immaterielle Vermögensgegenstände (Konto 019…) 

Unter dieser Position sind die für immaterielle Vermögensgegenstände geleisteten Anzahlun-

gen auszuweisen. Die Anzahlungen, bei denen es sich um schwebende Geschäfte handelt, 

sind grundsätzlich in Höhe des Anzahlungsbetrages anzusetzen. Unter diese Position fallen 

auch die städtebaulichen, von der Stadt gezahlten Zuschüsse, die in dem Jahr noch nicht 

abgeschlossen sind.  

 Sachanlagen 

 Grundsätzliches zur Bewertung von Grund und Boden (02…) 

(1) Bei der Bewertung von Grund und Boden wird zwischen bebauten und unbebauten 

Grundstücken, sowie bei bebauten Grundstücken zwischen kommunal genutzten und 

nicht kommunal genutzten Grundstücken unterschieden. 

(2) Grundstücke und deren Aufbauten sind gesondert zu erfassen, zu bewerten und zu 

aktivieren. 

(3) Grund und Boden wird grundsätzlich nicht abgeschrieben. Ausnahmen wie z.B. au-

ßerplanmäßige Abschreibungen werden im Einzelfall zugelassen, soweit eine dau-

ernde, begründende Wertminderung vorliegt (Niederstwertprinzip). Etwaige Zu- und 

Abgänge sind vom SG Liegenschaften selbständig und unaufgefordert gegenüber der 
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Geschäftsbuchhaltung anzuzeigen.  

Beispiel außerplanmäßige Abschreibung - Kontaminierter Grund und Boden 

Im Liegenschaftsbereich können sich generell nachträglich „positive“ als auch „nega-

tive“ Anschaffungskosten bzw. Anschaffungspreisminderungen durch eine spätere 

Vermessung eines erworbenen Grundstücks ergeben. Es ist teilweise zur zeitnahen 

Abwicklung des Grundstücksgeschäfts durchaus üblich im Kaufvertrag einen Zirka-

Grundstücksflächenwert zu vereinbaren. Nach der exakten Vermessung erhöht bzw. 

reduziert sich der Kaufpreis dann um einen im ursprünglichen Kaufvertrag vereinbar-

ten Quadratmeterpreis. Der Fachbereich hat darauf hinzuwirken, dass nachträgliche 

Erkenntnisse im IGP Burg über später eingetretene Verhältnisse bei der Eröffnungs-

bilanz-Korrektur berücksichtigt werden, um ein tatsächliches und realistisches Bild 

der Vermögenslage zu erhalten. 

(4) Wird Grund und Boden mit einem verbrauchten Altgebäude mit Abbruchabsicht erwor-

ben und es wird kein neues Gebäude errichtet, gehören die Abbruchkosten zum Grund 

und Boden und müssen als nachträgliche Anschaffungskosten erfasst werden. 

(5) Unbebaute Grundstücke sind mit ihren AK zu bewerten, sind diese nicht ermittelbar, ist 

der GruBo mittels Vergleichswertverfahren nach der Wertermittlungsverordnung mit 

dem aktuellen Bodenrichtwert am Wertermittlungsstichtag (hilfsweise mit dem niedrigs-

ten Bodenrichtwert, umliegender vergleichbarer Grundstücke) zu bewerten.  

(6) Die durch Geh-, Fahr- oder Leitungsrecht belastete Grundstücksteilfläche ist in der Re-

gel pauschal landeseinheitlich in ihrem Wert um 20 v.H. zu reduzieren.4.1 

(7) Änderung der Nutzungsart: Sollte bekannt werden, dass sich eine Nutzungsart ändert, 

so ist die Nutzungsänderung unverzüglich der Anlagenbuchhaltung durch Aktivierungs-

anordnung zu melden. Bei einer Werterhöhung wird zwar die Nutzungsart korrigiert, 

allerdings verbleibt der zum Stichtag festgestellte Wert in der Bilanz (stille Reserve). 

Bei einer Wertminderung muss diese, wenn es sich um ein Grundstück handelt oder 

diese wesentlich ist, eine Korrektur zur EÖB vorgenommen werden. 

(8) Für die Bewertung von bebauten und unbebauten Grundstücken ist das SG Liegen-

schafts- und Gebäudemanagement zuständig. Die Bewertung hat grundsätzlich nach 

den AHK zu erfolgen. Bei unentgeltlicher Übertragung von Grund und Boden ist der 

Bodenrichtwert zum Zeitpunkt des Übergangs (Nutzen und Lasten) anzusetzen. In glei-

cher Höhe ist ein Sonderposten zu bilden (Konto 239190). Im Falle einer späteren Ver-

äußerung des unentgeltlichen Erwerbs, ist auch der Sonderposten aufzulösen. 

(9) Grundbücher liegen nicht mehr im Bereich Liegenschaften, sondern werden in der 

Grundbuchauskunft (in Verwaltung von Liegenschaften) eingesehen. Eine Online-Aus-

kunft erfolgt über: www.grundbuch.sachsen-anhalt.de. 

http://www.grundbuch.sachsen-anhalt.de/
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(10) Auf die Anlage „Verknüpfung der Bilanz-Bestandskonten mit den Zahlungskonten“ wird 

hingewiesen. Diese wird ständig aktualisiert und ist unter dem Pfad: P/Alle/Verknüp-

fungstabelle/Bilanzkonten-Zahlungskonten zu finden. 

4.2.1.1 Nachträgliche Änderungen der Nutzungsarten 

(1) Ändert sich eine Nutzungsart für ein Anlagegut (z.B. aus Gartenland wird Bauland, aus 

Grünland wird Ackerland…), dann ist eine Korrekturbuchung auf das neue Bilanzkonto 

vorzunehmen und durch eine Aktivierungsanordnung des zuständigen Fachbereiches 

der Anlagenbuchhaltung anzuzeigen.  

(2) Gleiches gilt bei Verkäufen. Sobald der Beschluss gefasst wurde, ist das Anlagegut 

vom Anlagevermögen in das Umlaufvermögen umzubuchen.  Der zuständige Fachbe-

reich hat diesen Sachverhalt der Anlagenbuchhaltung mitzuteilen. 

4.2.1.2 Produktzuordnung Grundstücke 

(1) Alle Grundstücke der Stadt Burg werden unter dem Produkt Liegenschaften 

11172.0000 geführt.  

(2) Ausnahme bilden hier die Straßenflächen mit dem Produkt 54110.0000. 

 Grundstücksbelastungen4 

(1) Bei allen Flächen, die nach Punkt 5.3 der BewertRL LSA bewertet werden, ist eine 

eingetragene Dienstbarkeit/Baulast keine Wertminderung des Grundstücks und wird 

nicht als Wertminderung bei der Ermittlung des Grundstückswertes zum Ansatz ge-

bracht. Abschlagsregelungen sieht die BewertRL LSA bei derartigen Flächen nicht vor. 

Eine Dokumentation der Bestellung der Dienstbarkeit/Baulast ist daher entbehrlich. 

 Grundstücksgleiche Rechte 

(1) Zu den grundstücksgleichen Rechten zählen insbesondere Erbbaurechte. Das Erbbau-

recht ist seinem Charakter nach ein Dauerschuldverhältnis, bei dem gegen periodi-

sches Entgelt (Erbbauzinsen) dem Erbbauberechtigten das Nutzungsrecht am Grund-

stück eingeräumt wird. Bezüglich der Bilanzierung von Erbbaurechten sind die folgen-

den Bilanzierungsgrundsätze zu beachten. 

(2) Soweit die Stadt Burg als Erbbaurechtsgeber auftritt und ein Grundstück und ein auf-

stehendes Gebäude im Rahmen eines Erbbaurechtsvertrages „veräußert“, ist: 

 

4 Abstimmung mit dem RPA am 08.06.2016 

4.1 Erlass v. 02.06.2006 MBL LSA Nr. 22/2006 Nr.: 5.2 Abs. 2 
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a) das Gebäude aus der Bilanz und der Anlagenbuchhaltung (im Rahmen eines ent-

geltlichen oder unentgeltlichen Abgangs) auszubuchen und  

b) das Grundstück mit seinem bisherigen Buchwert in die Bilanzposition der unbebau-

ten Grundstücke umzubuchen. 

(3) Die vom Berechtigten (Erbbaurechtsnehmer) zu zahlenden Erbbauzinsen stellen lau-

fende Erträge des Bestellers des Erbbaurechts (also der Stadt Burg) dar. Werden die 

Erbbauzinsen als Einmalzahlung geleistet, sind sie im Rahmen einer Rechnungsab-

grenzung abzugrenzen5. 

 Grundstücke in Entwicklung (0241..) Regelung ab 01.01.2025 

(1) Grundstücke in Entwicklung sind Grundstücke, die nicht auf Dauer der Erledigung der 

kommunalen Aufgaben dienen, sondern die entwickelt und zu gegebener Zeit veräu-

ßert werden sollen.   

(2) Ab dem 01.01.2025 sind diese Grundstücke nicht mehr dem Umlaufvermögen zuzu-

ordnen, sondern dem Anlagevermögen. Hierfür ist das Konto 0241.. „Grundstücke in 

Entwicklung“ vorgesehen. Das bisher geführte Bilanzkonto 1552.. ist in das neue An-

lagekonto zu überführen.  

(3) Die Anschaffungskosten zuzgl. der Erschließungskosten und anfallender Nebenkosten 

sind grundsätzlich zu aktivieren. 

 Verfahren nach dem Vermögenszuordnungsgesetz 

(1) Die Stadt Burg übt in Einzelfällen die Verfügungsbefugnis über Grundstücke aus, die 

noch im „Eigentum des Volkes“ stehen. Diese noch nicht zugeordneten Grundstücke 

sind im Sachanlagevermögen zu aktivieren. 

(2) Die Bildung einer Rückstellung ist nur dann zulässig, wenn hinreichend konkrete Zwei-

fel bestehen, dass das rechtliche Eigentum nicht der Stadt zugeordnet wird und sich 

hierdurch auch die wirtschaftlichen Eigentumsverhältnisse ändern. 

 Gebäude (032…) 

(1) Gebäude sind alle nach den Regeln der Bautechnik geschaffenen Wirtschaftsgüter, die 

Wohn-, Verwaltungs- oder Betriebszwecken (insbesondere Wohnungen, Büro-, Be-

triebs- und Lagergebäude, Schulen, kulturelle und soziale Einrichtungen, wie z. B. Ju-

gendclubs, Seniorenfreizeitstätten, Gemeindehäuser, Veranstaltungszentren, Theater, 

wirtschaftlich genutzte Immobilien ohne Marktnähe, z.B. Feuerwehr) dienen. 

 

5 Systematischer Praxiskommentar Bilanzrecht, Petersen/Zwirner/Brösel, § 255 HGB Rn. 94 22 
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(2) Zu den Gebäuden zählen auch wirtschaftlich nutzbare Baudenkmäler (vgl. hierzu Kon-

tenrahmenplan des Landes Sachsen-Anhalt zu Kontengruppe 0651). Kunst am Bau ist 

Teil des Gebäudes, soweit diese nicht einem technischen Verschleiß unterliegt. 

(3) Gebäude sind aufgrund ihrer wertmäßigen Bedeutung grundsätzlich einzeln zu bewer-

ten. Es sind grundsätzlich die Anschaffungs- oder Herstellungskosten anzusetzen, de-

ren Wert um die Abschreibung entsprechend der jeweiligen Nutzungsdauer zu redu-

zieren ist. Technische Anlagen – soweit sie Betriebsvorrichtungen darstellen – werden 

wegen unterschiedlicher Nutzungsdauern gesondert abgeschrieben. 

(4) Gebäude, deren AHK auf Grund eines einheitlich gezahlten Kaufpreises für Grund und 

Boden einschließlich Gebäude nicht ermittelbar sind, wird vom Gesamtkaufpreis der 

BRW in Abzug gebracht. Der verbleibende Kaufpreis wird hilfsweise als AHK für die 

Gebäude und Außenanlagen zum Ansatz gebracht. Die Anschaffungsnebenkosten 

werden im Verhältnis Grundstück zu Gebäude verteilt. 

(5) Bei Anwendung des Sachwertverfahrens/Ersatzwertverfahrens ist in Abhängigkeit des 

Modernisierungsstandards die verbleibende Restnutzungsdauer zu interpolieren.  

(6) Zur Berechnung der interpolierten Restnutzungsdauer können Online-Rechner (z.B.: 

https://www.easycalculation.com/de/analytical/linear-interpolation.php) verwendet 

werden. 

(7) Wurden Investitionen nachweislich über Zuweisungen oder Zuschüsse finanziert, sind 

Sonderposten einzeln, ggf. zusammengefasst, zu bilden und über die verbleibende 

Restnutzungsdauer des Gebäudes aufzulösen. 

(8) Investitionen, welche die Nutzungsdauer verlängern bzw. auf Grund der umfassenden 

Sanierung/Modernisierung einen neuen Vermögensgegenstand entstehen lassen, 

können zu einem Investitionsbündel (insbesondere dann, wenn sich mehrere Einzelin-

vestitionen über mindestens drei Jahre erstreckten) zusammengefasst und als sepa-

rates Anlagengut erfasst und abgeschrieben werden. In entsprechender Weise ist mit 

den Zuweisungen und Zuschüssen als Sonderposten zu verfahren. 

(9) Wird Grund und Boden mit einem verbrauchten Altgebäude mit Abbruchabsicht erwor-

ben und es wird ein neues Gebäude errichtet, gehören die Abbruchkosten zu den An-

schaffungskosten des Gebäudes. 

 Außenanlagen/Aufbauten (032…) 

(1) Außenanlagen sind abnutzbare unbewegliche Wirtschaftsgüter. Dazu gehören Einfrie-

dungen, Umzäunungen, Fahrradständer, öffentliche Spielplätze etc. Außenanlagen 

sind i.d.R. selbstständige Vermögensgegenstände und daher getrennt vom Grund-

stück/Gebäude zu bewerten und abzuschreiben. 

https://www.easycalculation.com/de/analytical/linear-interpolation.php
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(2) Außenanlagen, welche im Rahmen von Investitions- bzw. Gesamtmaßnahmen herge-

stellt worden sind, werden zusammengefasst und einheitlich über eine ND von 15 Jah-

ren abgeschrieben. Eine Einzelbewertung der Einzelbestandteile (wie Zaun, Hofbefes-

tigung, Fahrradständer) einer Gesamtaußenanlage ist in diesem Falle nicht notwendig. 

(3) Werden Einzelbestandteile von Außenanlagen angeschafft, d.h. nicht im Rahmen einer 

Gesamtmaßnahme, sind diese einzeln zu aktivieren und über ihre entsprechende Nut-

zungsdauer abzuschreiben (Einzelaktivierung). 

(4) Eine selbständige Ausweisung der Außenanlagen ist nur bei entsprechender Bedeu-

tung für das gemeindliche Vermögen notwendig. Das ist dann der Fall, wenn mit der 

Außenanlage ein eigenständiger Nutzungszweck im Vordergrund steht, der nicht dem 

Gebäude zuzuordnen ist. 

 Infrastrukturvermögen (04…) 

(1) Das Infrastrukturvermögen umfasst insbesondere Versorgungseinrichtungen und Ver-

sorgungsbauten, Verkehrseinrichtungen und Verkehrsbauten. Zu den Verkehrsbauten 

zählen auch die Straßen. Das Infrastrukturvermögen ist linear über die jeweilige Nut-

zungsdauer abzuschreiben.  

(2) Die Bewertung erfolgt grundsätzlich zu AHK.  

(3) Der Grund und Boden ist separat mit seinen Anschaffungskosten zu bewerten und 

bilanzieren. Soweit der Stadt Burg keine AK vorliegen (Bsp. Neuzuordnungen auf 

Grund von Zuordnungsbescheiden oder kostenlosen Übertragungen) sind für die Wert-

ermittlung, analog den unbebauten Grundstücken, die im Rahmen der Erstbewertung 

zur EÖB angewandten Bewertungsverfahren heranzuziehen. 

(4) Die Bewertung der Straßengrundstücke (Verkehrsflächen) umfasst den Grund und Bo-

den aller Ortschaften, Ortsteile sowie das Kerngebiet der Stadt Burg, auf dem die 

Straße erstellt wurde. Verkehrs- und Straßengrundstücke werden grundsätzlich mit ei-

nem Festwert von 1,50 EUR/m² bewertet. 

 Straßen, Wege, Plätze (042…) 

(1) Die Bewertung der Straßen, Wege und Plätze erfolgt mit den AHK vermindert um Ab-

schreibungen. 

(2) Als Aktivierungszeitpunkt gilt der Zeitpunkt der Herstellung der tatsächlichen Betriebs-

fähigkeit der Straße.  

(3) Zu einer öffentlichen Straße gehören gemäß § 2 Straßengesetz LSA: 

a) der Straßenkörper 

b) die Brücken, Tunnel, Durchlässe, Dämme, Gräben, Entwässerungsanlagen, Bö-

schungen, Stützmauern, Lärmschutzanlagen, 
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c) Trenn-, Seiten-, Rand- und Sicherheitsstreifen, 

d) Haltestellenbuchten für den Linienverkehr, 

e) Parkstreifen und Parkplätze als eigene Wegeanlage (selbständiger Parkplatz), 

wenn diese unmittelbar an die Fahrbahn anschließen, 

f) Rad- und Gehwege, auch wenn sie ohne unmittelbaren räumlichen Zusammen-

hang im Wesentlichen mit der für den Kraftfahrzeugverkehr bestimmten Fahrbahn in 

gleiche Richtung verlaufen (unselbständige Rad- und Gehwege) 

g) Hinweis: Grundstückszufahrten dienen dem „gesteigerten Allgemeingebrauch  des 

Anliegers“6. Die Mehrkosten für den verstärkten Unterbau bei einer Gehwegüberfahrt 

lasten demnach auf dem Anlieger und sind nicht zu erfassen. 

(4) Folgendes Straßenzubehör ist mit der Fahrbahn zu bewerten:  

a) Verkehrsinseln, 

b) Verkehrsberuhigungen, 

c) Fahrbahnmarkierungen, 

d) Fußgängerüberquerungshilfen, 

e) Gräben, 

f) Bankette, Grünstreifen,  

g) Parktaschen, 

h) mehrjährige Pflanzen und Bäume in Pflanzbeeten,  

i) Verkehrszeichen, 

j) Stadtmöbel in Straßennähe 

Die Nutzungsdauer einer Straße wird mit 35 Jahren (gemäß Anlage) abgeschrieben 

und für Straßenbeleuchtung wird eine Nutzungsdauer von 20 Jahren zu Grunde gelegt. 

(5) Selbständig zu erfassende und zu bewertende Vermögensgegenstände sind:  

a) Geh- und Radwege, 

b) Parkplätze, 

c) Straßenbeleuchtung,  

d) Regenwassereinläufe und deren Anschlussleitungen an die Hausleitung, 

e) Regenrückhaltebecken (z.B. Zibbeklebener Str.) 

(6) Bustaschen, die sich an Bundes-, Landes- oder Landkreisstraßen befinden, sind Ver-

kehrsflächen im Eigentum der Stadt und werden als separate gemeindliche Nebenan-

lage bewertet. 

(7) Kostenfrei in das Gemeindeeigentum übertragene Erschließungsanlagen sind mit den 

Herstellungskosten zu aktivieren und entsprechend abzuschreiben. Gleichzeitig ist ein 

 

6 vgl. Urteil OVG LSA vom 14.11.2013 vom 14.11.2013, Az: 2 L4/12 
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Sonderposten in gleicher Höhe zu passivieren. Der Sonderposten ist entsprechend der 

Nutzungsdauer der Erschließungsanlagen aufzulösen. 

 Ingenieurbauwerke (Brücken, Tunnel und sonstige Bauten) (042…) 

(1) Ingenieurtechnische Bauwerke sind zu AHK zu bewerten und nach entsprechender 

Nutzungsdauer abzuschreiben. 

(2) Für ältere Brücken, bei denen die AHK und/oder das Baujahr unbekannt sind, wurden 

die technischen Daten und das Baujahr (auch geschätzt) zusammengetragen und in 

einem Brückenbuch dokumentiert.  

 Entwässerungsanlagen (042…) 

(1) Als Entwässerungsanlage sind sämtliche baulichen Teile der Abwasserbeseitigung, 

inklusive der Kanäle, Grundstücksanschlüsse sowie Pumpwerke zu verstehen. Die-

ses Anlagevermögen befindet sich im Eigentum des Wasserverbandes Burg (WVB) 

und stellt für die Stadt Burg keinen Vermögensgegenstand dar. 

 

(2) Klar differenziert dazu müssen aktivierungspflichtige Rechte behandelt werden wie z.B. 

der Hydrant (Nutzung), da dieser einen immateriellen Vermögensgegenstand darstellt 

und so Rechte i.S.v. Wasser / Löschwasser erworben werden. Es handelt sich um eine 

hoheitliche Maßnahme der Stadt Burg. 

 Bewegliches Anlagevermögen  

(1) Beim Kauf von gebrauchten beweglichen Anlagengütern (z.B. Kfz) ist die verbleibende 

Nutzungsdauer vorsichtig zu schätzen - Einzelfallbetrachtung. Die Anschaffungskosten 

sind dann über die verbleibende Restnutzungsdauer abzuschreiben.  

(2) Bei Übernahme von Leasinggegenständen nach Ablauf des Leasingvertrages ist die 

Ablösesumme als Anschaffungskosten zu aktivieren und die dann noch verbleibende 

Restnutzungsdauer des Vermögensgegenstandes anzusetzen, soweit die Anschaf-

fungskosten den Betrag von 150,00 EUR übersteigen. Die Nutzungsdauer ist vom 

Fachbereich zu ermitteln. 

 Kunstgegenstände und Kulturdenkmäler ( 06…) 

(1) Kunstgegenstände und Kulturdenkmäler sind grundsätzlich zu AHK in der Bilanz an-

zusetzen. Ist eine Ermittlung der AHK nicht möglich, kann der Versicherungswert für 

die Wertermittlung herangezogen werden, soweit der dem Verkehrswert entspricht. 
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Hilfsweise können bewegliche Kunstgegenstände, Ausstellungsgegenstände und an-

dere kulturhistorisch bedeutende Objekte gem. Pkt. 5.7 BewertRL LSA ausnahms-

weise auch mit dem Erinnerungswert angesetzt werden, soweit keine AHK vorliegen 

und der Ansatz des Versicherungswertes nicht dem Verkehrswert entspricht. 

(2) Bei der unentgeltlichen Übereignung von Kunstgegenständen in städtischen Besitz ist 

in Höhe des entsprechenden Vermögenswertes ein Sonderposten zu bilden.  

(3) Kunstgegenstände werden grundsätzlich nicht abgeschrieben.  

Als Kunstgegenstände sind für die Bilanz nur solche von allgemein anerkannten 

Künstlern zu verstehen.  

(4) Baudenkmäler (065…) 

Baudenkmäler unterliegen keiner jährlichen Abschreibung.  

Sie sind denkmalgeschützte Gebäude, die nicht überwiegend wirtschaftlich nutzbar 

sind, z.B. Ruinen, Stadttürme (Wasserturm). Sie sind nur als Baudenkmal aufzuneh-

men, wenn Sie in der Liste der denkmalgeschützten Objekte geführt werden. (Land-

kreis/Land SA) 

Bei wirtschaftlicher Nutzbarkeit ist eine Einordnung unter bebaute Grundstücke oder 

im Infrastrukturvermögen vorzunehmen. (z.B. Schlachthof, Gerberei…) 

Jede Maßnahme ist individuell zu prüfen, ob es sich um Erhaltungsaufwand oder um 

eine Investition handelt.  

Wenn an den Kulturdenkmälern Maßnahmen vorgenommen wurden, die keine über 

den ursprünglichen Zustand hinausgehende wesentliche Verbesserung, bzw. Erwei-

terung des Vermögensgegenstandes zur Folge haben, sind die aufgewandten Mittel 

als Erhaltungsaufwand zu betrachten. Auch im Rahmen der Ausreichung städtebauli-

cher Fördermittel ist eine differenzierte Betrachtung der durchgeführten Einzelmaß-

nahmen notwendig.  

 Maschinen und technische Anlagen, Fahrzeuge (07…) 

(1) Die Bewertung der Maschinen, technischen Anlagen und Fahrzeuge ist anhand von 

AHK vorzunehmen. Für den Abschreibungsbeginn im Fall von Fahrzeugen ist auf die 

Möglichkeit der Nutzung abzustellen, so dass der Tag der Erstzulassung maßgeblich 

ist.  

(2) Zu den technischen Anlagen und Maschinen gehören die technischen und nicht techni-

schen Vorrichtungen, die unmittelbar der kommunalen Leistungserstellung dienen. 

Das gilt auch dann, wenn sie baulich mit dem Grund und Boden oder einem Gebäude 

verbunden sind. 
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(3) Maschinen und technische Anlagen sind solche Vermögensgegenstände, die der Er-

bringung/ Erstellung der kommunalen Verwaltungsleistungen dienen bzw. in so enger 

Beziehung zum Verwaltungsbetrieb stehen, dass man davon ausgehen kann, dass  

dieser unmittelbar für den Verwaltungsbetrieb erforderlich ist.  

(4) Zu den Fahrzeugen zählen sowohl Personenbeförderungsfahrzeuge als auch sämtli-

che Spezialfahrzeuge (z. B. Feuerwehr- und Baufahrzeuge). Sie sind im Rahmen der 

laufenden Bilanzierung mit ihren Anschaffungskosten anzusetzen und über die Nut-

zungsdauer abzuschreiben. 

(5) Bei selbständiger Nutzbarkeit des Fahrzeugzubehörs ist nach dem Grundsatz der Ein-

zelbewertung eine getrennte Inventarisierung und Bewertung vorzunehmen.  

(6) Von dem Grundsatz der Einzelbewertung sollte abgewichen werden, wenn die Aus-

stattung nicht selbstständig nutzbar und fest mit dem Fahrzeug verbunden ist (z. B. 

fest installiertes Autoradio, angeschweißte Stahlseilwinde, Aufbau Feuerwehrfahr-

zeug). In diesem Fall wird die Ausstattung bei der Stadt Burg mit dem Fahrzeug akti-

viert.  

(7) Zur Bewertung von Feuerwehr- und weiteren Spezialfahrzeugen (z. B. Baufahrzeugen 

des Bauhofes) sowie dem zugehörigen Inventar gelten die nachfolgenden Regelun-

gen. 

(8) Neuanschaffungen von Feuerwehrfahrzeugen und deren Erstausstattung sind als eine 

Einheit zu betrachten und in ihrer Gesamtheit zu aktivieren. Wird nachträglich selbst-

ständig nutzbare, fahrzeugunabhängige Spezialausstattung und Beladung ange-

schafft, muss diese gesondert bewertet, bilanziert sowie inventarisiert werden. 

(9) Die Bewertungsrichtlinie des Landes Sachsen-Anhalt legt für Kehrmaschinen eine all-

gemeine Nutzungsdauer von 6-10 Jahren fest. Demzufolge liegt die höchste Nutzungs-

dauer bei 10 Jahren. Die höchste Nutzungsdauer von 10 Jahren wird für Kehr- bzw. 

Frontkehrmaschinen angewendet. Die Nutzungsdauer einer Großkehrmaschine liegt, 

unseres Ermessens und Erfahrungswerten nach, bei 12 Jahren. Daher werden Groß-

kehrmaschinen mit einer Nutzungsdauer von 12 Jahren abgeschrieben. 

 Betriebsvorrichtungen (08…) 

(1) Betriebsvorrichtungen sind Anlagen und Vorrichtungen, die zu einer Betriebsanlage 

gehören. Mit den Betriebsvorrichtungen wird das Gewerbe (im kommunalen Bereich 

„die Verwaltungstätigkeit“) unmittelbar betrieben.  

(2) Betriebsvorrichtungen dienen nicht der Nutzung des Gebäudes, sondern stehen in ei-

ner besonderen und unmittelbaren Beziehung zu dem auf dem Grundstück oder dem 

Gebäude ausgeübten Verwaltungs- oder Gewerbebetrieb. (Bsp. Spielgeräte in der Kita 

oder Grundschule, die fest mit dem Grund und Boden verankert sind) 
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(3) Um die Abgrenzung zwischen den Bestandteilen eines Gebäudes und den Betriebs-

vorrichtungen erklären zu können, gilt folgende Faustregel: Gebäudebestandteile die-

nen dem Betrieb des Gebäudes, Betriebsvorrichtungen dienen dem Betrieb der Ver-

waltung (vgl. R 7.1 Abs. 3 EStR und Abgrenzungserlass der obersten Finanzbehörden 

der Länder vom 05.06.2016, BStBl I 2013 Seite 734) 

(4) Eine detaillierte Auflistung von Vermögensgegenständen, die Betriebsvorrichtungen 

bzw. Gebäudebestandteile darstellen, ist in Anlage 1 wiedergegeben. 

(5) Betriebsvorrichtungen werden, unabhängig vom Gebäude, in der Regel mit einer kür-

zeren Nutzungsdauer abgeschrieben. 

(6) Als Betriebsvorrichtungen können dabei nur Vorrichtungen angesehen werden, mit de-

nen das "Gewerbe" unmittelbar betrieben wird. Betriebsvorrichtungen wie z.B. Essen- 

bzw. Lastenaufzüge, Tresoranlagen, Schwingböden in reinen Turn- und Sporthallen 

gehören dem beweglichen Vermögen an und werden in der Regel mit einer kürzeren 

Nutzungsdauer abgeschrieben. 

(7) Technische Anlagen und Maschinen wie z.B. Personenfahrstuhl, Heizungs-, Be- und 

Entlüftungsanlagen sind Gebäudebestandteile. Diese sind nicht selbständig zu bewer-

ten, da sie vorrangig der Benutzung des Gebäudes dienen. 

(8) Abgrenzungsprobleme sind in Abstimmung mit der Anlagenbuchhaltung zu lösen und 

in der Bewertungsakte zu dokumentieren. 

(9) Technische Anlagen, Maschinen und Fahrzeuge stellen dann Betriebsvorrichtungen 

dar, wenn sie zur Erstellung von Verwaltungsleistungen dienen oder in so enger Be-

ziehung zum Betrieb stehen, dass dieser mittelbar damit betrieben wird. Daher zählen 

auch fest mit dem Gebäude verbundene bewegliche und unbewegliche Gegenstände 

zu dieser Gruppe. Beispiele hierfür wären, Buswartehäuschen/ -wartehallen, Fahrrad-

unterstände/ Fahrradständer. 

 Geringwertige Wirtschaftsgüter (GWG Sammelposten) 

(1) Vermögensgegenstände bis zu 150 EUR netto sind als sofortiger Aufwand zu verbu-

chen. 

(2) Aktiviert werden bis 31.12.2015 alle abnutzbaren, beweglichen Gegenstände, die 

selbstständig genutzt werden können und deren Anschaffungs- und Herstellungskos-

ten für den einzelnen Gegenstand ab 410,01 EUR netto betragen. 

(3) Auf ein laufendes Verzeichnis unter Angabe des Tages der Anschaffung und Anschaf-

fungskosten (gem. §33 Abs. 6 GemHVO Doppik) für geringwertige Wirtschaftsgüter 

(150,01 bis 410,00 EUR netto) kann verzichtet werden, da die Abbildung über das Pro-

gramm H+H in der Geschäftsbuchhaltung eingesehen werden kann. Die Verbuchung 

der geringwertigen Wirtschaftsgüter erfolgt im laufenden Jahr als Aufwand. 
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(4) Aktiviert werden ab 01.01.2016 alle Wirtschaftsgüter ab 150,01 EUR netto.  

(5) Ab 1.000,01 EUR netto erfolgt in der Anlagenbuchhaltung mit der jeweiligen Nutzungs-

dauer des Anlagegutes eine Einzelerfassung. Ein Wahlrecht besteht bis zu dieser 

Wertgrenze nicht.   

(6) GWG, deren Anschaffungs- und Herstellungskosten mehr als 150 EUR netto betragen 

und den Wert von 1.000 EUR nicht übersteigen (jeweils ohne Umsatzsteuer) sind in 

einem Sammelposten zu erfassen. Der Sammelposten ist im Jahr der Bildung und in 

den folgenden 4 Jahren jeweils mit einem Fünftel abzuschreiben. Das gilt auch dann, 

wenn die Gesamtheit dieser Vermögensgegenstände für die Stadt Burg eine wesentli-

che Größenordnung ergeben sollte. Die Bildung der GWG-Sammelposten erfolgt lt. 

Kontenrahmen für allgemeine GWG über das Konto 082200 und für GWG IT über das 

Konto 082210. 

 Geleistete Anzahlungen, Anlagen im Bau (09…) 

(1) Geleistete Anzahlungen bezeichnen die geldliche Vorleistung der Stadt auf noch zu 

erhaltende bzw. noch nicht fertiggestellte Sachanlagen. Sie sind mit den tatsächlich 

gezahlten Beträgen anzusetzen. 

(2) Anlagen im Bau bilden den Wert der noch nicht fertiggestellten Bauten / baulichen An-

lagen auf einem eigenen oder fremden Grundstück ab. Die Leistungen werden mit den 

AHK angesetzt, die bis zum Bilanzstichtag für den noch nicht fertiggestellten Vermö-

gensgegenstand entstanden sind und für das jeweilige Haushaltsjahr bezahlt wurden. 

(3) Für Anlagen im Bau gelten dieselben Aufnahme- und Bewertungserfordernisse wie für 

in Betrieb genommene Anlagen. Sie werden so lange in dieser Position geführt bis sie 

in Betrieb genommen werden. Erst zum Zeitpunkt der Fertigstellung werden die Ver-

mögensgegenstände auf die einzelnen Posten des jeweiligen Anlagevermögens um-

gebucht (z. B. bebaute Grundstücke/Gebäude und Betriebsvorrichtungen). Indizien für 

die Fertigstellung des Vermögensgegenstandes sind z. B. die Abnahme bzw. das Ver-

setzen in einen betriebsbereiten Zustand.  

(4) Sobald die Inbetriebnahme der Anlage erfolgt, ist eine Aktivierungsanordnung (Anlage 

6) vom zuständigen Fachbereich auszufüllen. Der Fachbereich, der für den Bau der 

Anlage verantwortlich ist, hat die im Bau befindliche Anlage in ihre einzelnen zu akti-

vierenden Vermögensgegenstände aufzuteilen und diese zur Aktivierung an die Anla-

genbuchhaltung weiterzuleiten. Die Anlage im Bau wird auf die einzelnen Anlagekon-

ten aufgeteilt (z.B. Gebäude, Außenanlage, Betriebsvorrichtungen, Allgemeine, …).  In 

der Aktivierungsanordnung (Anlage 6) ist das Produktsachkonto, der umzubuchende 

Betrag und das Datum der Inbetriebnahme/ Fertigstellung vom zuständigen Fachbe-

reich zu vermerken und in die Anlagenbuchhaltung zu übergeben. Die Aktivierung soll 
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zeitnah erfolgen, spätestens 3 Monate nach Beendigung/ Fertigstellung/ Übergabe ei-

ner Maßnahme. Nach erfolgter Aktivierung werden die entsprechenden Unterlagen an 

den jeweils zuständigen Fachbereich übergeben. 

(5) Anlagen im Bau werden nicht abgeschrieben, da eine Aufwandsverrechnung vor Be-

ginn der Nutzung nicht zulässig ist.  

(6) Neben der Aktivierung von Anlagen im Bau nach Inbetriebnahme eines Anlagegutes 

und der Zuordnung von Sonderposten bei jedem zahlungsmäßigen Vorgang ist diese 

Aktivierungsanordnung von jedem Fachbereich auch bei jedem nicht zahlungswirksa-

men Vorgang auszufüllen (z.B. Schenkungen, Spenden). Der Wert des Gegenstandes 

ist vom Fachbereich zu schätzen und in gleicher Höhe, ist dem Anlagegut ein Sonder-

posten gegenzusetzen. Bei Übertragung von Rechtsträgergrundstücken reicht eine 

Kopie des Grundstücksbewertungs-/ Erfassungsbogens als Buchungsgrundlage. Die 

Zuordnung der Sonderposten hat zeitnah, innerhalb von 3 Monaten nach Fertigstellung 

bzw. Zahlung des Sonderpostens (Fördermittel, Schenkung, Spende…), zu erfolgen. 

(7) Der Wertansatz Anlagen im Bau – BauBecon (091100) ist zum Stichtag der Eröff-

nungsbilanz mit dem Betrag von 149.470,43 EUR angegeben. Zur Bewertung nach 

Eröffnungsbilanz verweisen wir auf die abweichenden Regelungen. Das Treuhand-

konto der BauBecon wurde im Laufe des Jahres 2023 aufgelöst. 

 Finanzanlagen  

(1) Hierbei handelt es sich um Vermögensgegenstände des nicht abnutzbaren Anlagever-

mögens. Ihnen lässt sich keine Nutzungsdauer zuordnen. Aus diesem Grund werden 

sie nicht planmäßig abgeschrieben. 

 Anteile an verbundenen Unternehmen (101…) 

(1) Verbundene Unternehmen sind in entsprechender Anwendung des § 271 Abs. 2 HGB 

solche Unternehmen, die im Gesamtabschluss gemäß § 119 KVG LSA nach den Vor-

schriften über die Vollkonsolidierung einzubeziehen sind. Die Vorschriften über die 

Vollkonsolidierung sind anzuwenden auf Unternehmen, bei denen die Gemeinde einen 

beherrschenden Einfluss ausübt bzw. ausüben kann. Ein beherrschender Einfluss wird 

in den Fällen des § 290 Abs. 2 HGB vermutet, insbesondere wenn der Kommune die 

Mehrheit der Stimmrechte zusteht. Zu den Anteilen an verbundenen Unternehmen wer-

den in der Regel alle Eigengesellschaften gezählt, bei denen die Stadt Burg über 50 % 

der Anteile hält. Alle verbundenen Unternehmen sind entsprechend den gesetzlichen 

Anforderungen mit ihren Anschaffungs- und Herstellungskosten unter Berücksichti-

gung des Niederstwertprinzips zu bewerten. 
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(2) Beteiligungen sind Anteile an anderen Unternehmen, die dazu bestimmt sind, dem ei-

genen Geschäftsbetrieb langfristig zu dienen. Als Beteiligungen werden alle Kapitalge-

sellschaften geführt, an denen die Stadt Burg einen Anteil von 20 % bis 50 % hält. Alle 

Beteiligungen der Stadt Burg sind entsprechend der gesetzlichen Regelungen mit ihren 

AHK unter Berücksichtigung des Niederstwertprinzips zu bewerten. Zu den Anschaf-

fungskosten gehören auch die Nebenkosten (z. B. Gebühren für Beurkundungen, Pro-

visionen, Steuern, sonstige Abgaben) sowie nachträgliche Anschaffungskosten. An-

schaffungspreisminderungen sind von den Anschaffungskosten abzusetzen. 

(3) Grundsätzlich gelten bei der Bewertung von Beteiligungen gem. § 53 Abs. 5 KomHVO 

LSA die Anschaffungskosten. Sind diese aus Aufwandsgesichtspunkten nicht ermittel-

bar ist der Beteiligungswert7  mit dem anteiligen Wert der Summe des Stammkapitals 

und der Kapitalrücklage als Ersatzwert zu bewerten. 

(4) Der anteilige Wert der Beteiligung am Wasserverband Burg richtet sich nach der „maß-

geblichen Einwohnerzahl“ (§ 15 Abs. 3 der Verbandssatzung des Wasserverbandes 

Burg). Aus Gründen der Bewertungsstetigkeit wird die maßgebliche Einwohnerzahl als 

anteiliger Wert der Beteiligung am Wasserverband über den Bilanzstichtag 01.01.2013 

hinaus beibehalten. 

 Beteiligungen (111…) 

(1) Beteiligungen sind Anteile an anderen Unternehmen / Organisationen, die bestimmt 

sind, dem eigenen Geschäftsbetrieb durch Herstellung einer dauernden Verbindung zu  

dienen, sofern sie nicht als Anteile an verbundenen Unternehmen einzustufen sind.  

 Ausleihungen (13…) 

(1) Üblich verzinste Ausleihungen sind mit dem voraussichtlichen Rückzahlungsbetrag an-

zusetzen. Die Verzinsung kann sich hierbei auch in vertretbaren Sachen oder Rechten 

darstellen (z. B. Nutzungsrecht, Verpflichtung zu einer Gegenleistung). 

 Wertpapiere (14…) 

(1) Wertpapiere sind Vermögensgegenstände, die an der Börse gehandelt werden oder 

zum geregelten Markt oder in den Freiverkehr einbezogen sind. Sie sind mit einem 

 

7 Schreiben des MI für Inneres und Sport vom 16.01.2018 „Bilanzierung von Beteiligungen“, Ergänzung zum RdErl. „Neues  

    kommunales Haushalts- und Rechnungswesen; Bewertung von Beteiligungen für die EÖB“ vom 23.06.2009  
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vorsichtig geschätzten Verkehrswert oder den Tiefstkurs der vergangenen 12 Wochen 

(vor Bilanzstichtag) anzusetzen. Die Obergrenze bilden die Anschaffungskosten. 

(2) Als Wertpapiere sind in der Stadt Burg die Beteiligungen mit einem Stimmrechtsanteil 

von weniger als 20 % zu behandeln. Die Bewertung erfolgt grundsätzlich zu Anschaf-

fungskosten. 

5 Umlaufvermögen 

 Vorräte (15…) 

(1) Vorräte sind der Sammelbegriff der Roh-, Hilfs-, und Betriebsstoffe, der Waren sowie 

fertigen und unfertigen Erzeugnisse und Leistungen. Unter den Vorräten sind nur grö-

ßere Lagerbestände anzusetzen (z. B. Streusalz und Steine). 

(2) Vorräte können im Baubereich (Hoch-, Tiefbau, Grünpflege) sowie im Entsorgungs- 

und Straßenreinigungsbereich von Relevanz sein. In der Regel sind sie bei Kommu-

nalverwaltungen jedoch eher von untergeordneter Bedeutung. 

(3) Die Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe sowie Waren sind mit ihren Anschaffungskosten 

anzusetzen. Bei der Bewertung der Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe sowie Waren kön-

nen Bewertungsvereinfachungsverfahren (Festwerte, Gruppenbewertung) angewen-

det werden (es wird auf die im Pkt. 2.7 dargestellten Bewertungsvereinfachungsver-

fahren verwiesen). Sofern Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe sowie Waren aus dem Lager 

entnommen worden sind, gelten sie als verbraucht. 

(4) Um eine bessere Übersicht über das Umlaufvermögen darzustellen, werden Teile  des 

Umlaufvermögens in der Anlagenbuchhaltung geführt. Diese Teile beinhalten die Kon-

toposition 15 und 17. 

 Grundstücke in Entwicklung (155…) Regelung bis 31.12.2024 

(1) In der Bilanzposition der Vorräte sind auch die unbebauten und bebauten Grundstücke 

in Entwicklung (inkl. der zugehörigen Aufbauten) zu bilanzieren, die in den nächsten 

fünf Jahren voraussichtlich veräußert werden sollen.  

(2) Erwirbt die Stadt Burg Grundstücke, die zum späteren Verkauf bestimmt sind (u.a. zum 

Zweck der Ansiedlung von Gewerbe und Industrie), dann sind diese Grundstücke 

grundsätzlich im Umlaufvermögen auszuweisen, da die Stadt nicht beabsichtigt, diese 

dauerhaft im Eigentum zu behalten. 

(3) Die Bewertung der unbebauten und bebauten Grundstücke in Entwicklung etc. erfolgt 

grundsätzlich nach dem strengen Niederstwertprinzip. Dazu sind die AHK mit dem ak-

tuellen Marktwert abzugleichen. 
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 Forderungen (16…, 17…) 

(1) Forderungen entstehen in der Regel zum Zeitpunkt der Leistungserbringung bzw. der 

Erstellung des Bescheides. Im kommunalen Bereich handelt es sich überwiegend um 

öffentlich-rechtliche Forderungen (Gebühren, Beiträge, Steuern). Forderungen sind 

grundsätzlich mit ihrem Nennwert anzusetzen. 

(2) Zum Bilanzstichtag ergibt sich bei den Forderungen die Notwendigkeit die Bewertung 

zu überprüfen und falls erforderlich entsprechende Wertberichtigungen vorzunehmen. 

Im Rahmen des Jahresabschlusses erfolgt aus diesem Grund eine allgemeine Risiko-

betrachtung über alle Forderungen. 

(3) Für die Bewertung der Forderungen wird gemäß Pkt. 5.14 BewertRL LSA der Nennwert 

angesetzt. Zweifelhafte Forderungen werden gemäß § 40 Abs. 4 KomHVO LSA im 

Rahmen von Einzelwert- und Pauschalwertberichtigungen auf den Marktwert bzw. auf 

den niedrigeren beizulegenden Wert wertberichtigt. 

 Wertberichtigungen von Forderungen 

(1) Wertberichtigungen von Forderungen sind immer dann vorzunehmen, wenn Forderun-

gen ganz oder teilweise nicht durchsetzbar sind. Dies ist der Fall, wenn konkrete Hin-

weise darauf bestehen, dass die Forderung nicht vollständig gezahlt werden wird (be-

fristete Niederschlagung, zweifelhafte Forderung, z.B. im Rahmen eines Insolvenzver-

fahrens). Derartige Forderungen sind auf den beizulegenden Stichtagswert (wahr-

scheinlich zu erwartender Zahlungsbetrag zum Abschlussstichtag) zu berichtigen. 

(2) Ist die Erfüllung einer Forderung zweifelhaft (befristete Niederschlagung), so ist eine 

entsprechende Wertberichtigung vorzunehmen. Ist die Forderung uneinbringlich (un-

befristete Niederschlagung), so wird diese lediglich in der Debitorenbuchhaltung durch 

einen Gutschriftposten geschlossen und im Wertberichtigungskonto zu den Forderun-

gen ausgewiesen. 

(3) Die Bewertung der Forderungen unterliegt unterjährig der Einzelfallbetrachtung und 

wird je nach Forderungsart durch befristete oder unbefristete Niederschlagung einzel-

wertberichtigt. Im Einzelfall können Forderungen auf Antrag des Schuldners auch 

durch einen Erlass direkt ausgebucht werden. 

(4) Zur Berücksichtigung des nach erfolgter Einzelwertberichtigung im Restbestand der 

Forderungen verbleibenden Ausfallrisikos ist eine Pauschalwertberichtigung vorzuneh-

men. 
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Für den Abschlussstichtag werden folgende Wertbe-

richtigungsquoten definiert: 

 

öffentlich-

rechtliche 

Forderungen 

privat-      

rechtliche 

Forderungen 

Noch sichere Forderungen: 

Forderungen mit einem Alter von 0 bis 180 Tagen - - 

Zweifelhafte Forderungen:  

Forderungen mit einem Alter von 180 bis 600 Tagen 2 % 2 % 

Forderungen mit einem Alter von 600 bis 1080 Tagen 60 % 70 % 

Uneinbringliche Forderungen: 

Forderungen älter als 1080 Tage 100 % 100 % 

 

Die Pauschalwertberichtigung entsprechend v.g. Wertberichtigungsquoten erfolgt auf den 

nicht einzelwertberichtigten Forderungsbestand, um dem § 113 Abs. 2 Nr. 1 KVG LSA i.V.m. 

dem § 40 Abs. 4 Satz 1 KomHVO LSA (Niederstwertprinzip) zu entsprechen. 

 Sonstige Vermögensgegenstände (179…) 

(1) In der Bilanzposition „Sonstige Vermögensgegenstände“ sind alle Ansprüche gegen 

Dritte zu bilanzieren, die keiner anderen Position zugeordnet werden können, wie z. B. 

Vorsteuer, Gehalts- und Reisekostenvorschüsse und Schadensersatzansprüche, und 

die als Vermögenswerte dem gemeindlichen Umlaufvermögen zuzurechnen sind. Dar-

über hinaus werden die Immobilien, die zum Stichtag der Eröffnungsbilanz zur Veräu-

ßerung vorgesehen waren, unter dieser Bilanzposition geführt. 

(2) Plant die Stadt eine Veräußerung von Gebäuden oder Grundstücken, sind diese vom 

Fachbereich mit Beschluss vom Anlagevermögen in das Umlaufvermögen umzubu-

chen. 

(3) Ebenso werden hier die antizipativen Aktivposten gebucht, also jene Leistungen, die 

die Kommune bereits im laufenden Haushaltsjahr erhält (Ertrag), deren Zahlung jedoch 

erst im folgenden Haushaltsjahr fällig gestellt wird (sog. „Sonstige Forderung“). Sons-

tige Vermögensgegenstände sind unter Beachtung des Grundsatzes der Einzelbewer-

tung zu ihrem Nennwert anzusetzen. 

 Liquide Mittel (18…) 

(1) Bargeld und Guthaben (Sichteinlagen und sonstige Einlagen) bei Banken und Kredit-

instituten sind mit dem Nennwert in Euro anzusetzen. 



42 
 

6 Aktive Rechnungsabgrenzung 

(1) Aktive Rechnungsabgrenzungsposten (ARAP) sind Auszahlungen vor dem Abschluss-

stichtag, soweit sie Aufwand für eine bestimmte Zeit nach diesem Tag darstellen. 

(2) Beispiele für aktive Rechnungsabgrenzungsposten sind Vorauszahlungen auf Mieten 

und Pachten, Versicherungsprämien, Beamtenbesoldung für den Monat Januar des 

Folgejahres, die bereits im Dezember des lfd. Jahres gezahlt wird, etc. 

7 Eigenkapital 

 Rücklagen (201…) 

(1) In der Eröffnungsbilanz stellt diese Bilanzposition eine absolute Saldogröße dar. Der 

Saldo resultiert aus der Gegenüberstellung sämtlicher Aktivposten und sämtlicher Pas-

sivposten. Ist der Saldo positiv (Aktivposten > Passivposten) stellt dieser Betrag die 

Rücklage dar. Ist der Saldo negativ, ist der Betrag der Position „Nicht durch Eigenka-

pital gedeckter Fehlbetrag“ zuzuordnen. 

(2) Alle Zugänge zu den Rücklagen in den folgenden Jahren müssen über den Ergebnis-

haushalt erwirtschaftet werden. Die Überschüsse des ordentlichen bzw. außerordentli-

chen Ergebnisses können im Rahmen des Jahresabschlusses den zugehörigen Rück-

lagen aus den Überschüssen des ordentlichen bzw. außerordentlichen Ergebnisses 

zugeführt werden, soweit diese gem. § 22 KomHVO LSA nicht vorrangig zur Bildung 

von zweckgebundenen Sonderrücklagen benötigt werden.  

(3) Die Position Rücklagen gliedert sich wie folgt 

-Rücklage aus der Eröffnungsbilanz, sowie Abschlüsse der Folgejahre 

-Rücklagen aus Überschüssen des ordentlichen Ergebnisses, 

-Rücklagen aus Überschüssen des außerordentlichen Ergebnisses 

 Sonderrücklagen (202…) 

(1) Zweckgebundene investive Einzahlungen, die innerhalb des Haushaltsjahres noch 

nicht ihrem Zweck entsprechend verwendet wurden, sind gem. § 31 Abs. 3 GemKVO 

Doppik LSA in den Büchern für das Haushaltsjahr abzusetzen und in das folgende 

Haushaltsjahr zu übertragen. 

(2) Zu diesem Zweck werden diese zweckgebundenen investiven Einzahlungen im Rah-

men des Jahresabschlusses durch Umbuchung aus den erhaltenen Anzahlungen auf 

Sonderposten einer zweckgebundenen Sonderrücklage (Verwahreinzahlung) zuge-

führt und somit aus der Finanzrechnung der Investitionstätigkeit des Haushaltsjahres 

abgesetzt. Sobald die zweckentsprechende Verwendung gewährleistet ist, erfolgt die 



43 
 

Auflösung der zweckgebundenen Sonderrücklage durch Zuführung zu den Sonderpos-

ten. 

(3) Weitere Sonderrücklagen sind grundsätzlich gemäß § 22 KomHVO LSA zulässig. 

8 Sonderposten (23…) 

(1) Eine gezahlte Investitionspauschale muss dem investiven Bereich zugeordnet werden. 

Der Erleichterungserlass zur pauschalen Auflösung  für die Jahr 2015 bis 2025 wurde 

angewandt. Erst, wenn die Auszahlung die Anschaffungskosten der Vermögensgegen-

stände übersteigt, ist der übersteigende Betrag dem konsumtiven Bereich zuzurech-

nen. Eine Pauschalierung ist nicht möglich. Die Investitionspauschale steht im engen 

Zusammenhang mit dem Vermögen und muss einzeln als Sonderposten in Verbindung 

mit dem Wirtschaftsgut dargestellt werden.8 

(2) Soweit eine unmittelbare Zurechnung zu einem konkreten Vermögensgengestand 

nicht erfolgen kann, ist der Sonderposten jährlich zu einem selbst ermittelten durch-

schnittlichen Wert oder in Höhe von 5 Prozent linear aufzulösen (Investpauschale). Lt. 

Ministerium für Inneres und Sport des Landes SA v. 20. Dezember 2013 - Bilanzierung 

von Sonderposten. 

(3) Muss ein Sonderposten gebucht werden, dem ein Wirtschaftsgut gegenübersteht, wel-

ches keiner Abschreibung unterliegt, ist auch der Sonderposten nicht aufzulösen. 

(4) Stadteigene Grundstücke werden nicht um den Wert der von der Stadt Burg gezahlten 

Straßenausbaubeiträge erhöht. Der Aufwand, welcher für die Bezahlung der Sonder-

posten gebucht wurde, wird bei Verkauf vom Käufer nur erstattet. 

(5) Erhaltene Investitionszuweisungen oder Investitionszuschüsse sind als Sonderposten 

auf der Passivseite der Bilanz anzusetzen und ertragswirksam über die Nutzungsdauer 

des jeweils zugeordneten Wirtschaftsgutes aufzulösen (vgl. BewertRL LSA – Pkt. 

5.19)9. Dies bedeutet auch, dass Sonderabschreibungen auf das jeweilige Wirtschafts-

gut im gleichen Verhältnis ebenfalls auf der Passivseite der Bilanz für die Sonderposten 

zu berücksichtigen sind. 

(6) Erhaltene zweckgebundene Zahlungen zur Finanzierung von Investitionen sind, so-

lange sie noch nicht verwendet wurden, in der Bilanzposition „erhaltene Anzahlungen 

auf Sonderposten“ auszuweisen. 

 

8 Lt. Empfehlung des RPA 

9 Lt. Ministerium für Inneres und Sport des Landes Sachsen Anhalt vom 20. Dezember 2013- Bilanzierung von 
Sonderposten 
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 Sonderposten aus Zuwendungen (231…) 

(1) Sonderposten aus Zuwendungen entstehen im Zusammenhang mit zweckgebunde-

nen Zuwendungen für Investitionen. Zweckgebundene Zuwendungen werden nach 

dem Bruttoprinzip bilanziert. Ein Teil des kommunalen Vermögens wird anteilig mit Zu-

wendungen finanziert. Die Entscheidung, ob es sich bei der Zuwendung im Einzelfall 

um einen Ertrags- oder Kapitalzuschuss handelt, richtet sich nach dem durch den För-

dermittelgeber bestimmten Zweck der Zuwendung. 

(2) In der Position „Sonderposten aus Zuwendungen“ werden die Ertragszuschüsse zu-

nächst in Höhe der Zuwendung bilanziert. Sie sind entsprechend der Nutzungsdauer 

des zuwendungsfinanzierten Gegenstandes ertragswirksam aufzulösen. Zum Bilanz-

stichtag wird in dieser Position die Differenz zwischen dem Zuwendungsbetrag und 

dem bis zu dem Bilanzstichtag ertragswirksam aufgelösten Betrag dargestellt. 

 Sonderposten sonstige Sonderposten (239…) 

(1) Für aktivierungspflichtige Sachspenden ist ein Sonderposten in gleicher Höhe zu pas-

sivieren, der entsprechend der Nutzungsdauer des gespendeten Vermögensgegen-

standes ertragswirksam aufzulösen ist10. Zur Behandlung von Spenden wird ergän-

zend auf die Dienstanweisung über die Behandlung von Spenden der Stadt Burg in 

ihrer jeweils gültigen Fassung verwiesen. 

(2) Innerhalb der sonstigen Sonderposten sind u. a. aktivierungspflichtige Spenden, 

Schenkungen und anderer unentgeltlicher Erwerb auszuweisen. 

 Sonderposten aus Beiträgen (232…) 

(1) Sonderposten aus Beiträgen entstehen im Zusammenhang mit zweckgebundenen Bei-

trägen für Investitionen (z. B. Straßenausbau- und Erschließungsbeiträge). 

(2) Zweckgebundene Beiträge werden nach dem Bruttoprinzip bilanziert. Für bestimmte 

investive Maßnahmen werden den Beitragspflichtigen gegenüber Beitragsbescheide 

erlassen. 

(3) Beiträge sind Geldleistungen, die als Ersatz des Aufwandes der Stadt Burg für die Her-

stellung, Anschaffung oder Erweiterung öffentlicher Einrichtungen und Anlagen nach 

der Fertigstellung des Vermögensgegenstandes erhoben werden. 

(4) Wiederkehrende Beiträge (wkB) werden für die angefallenen Baukosten eines Baujah-

res im jeweiligen Folgejahr teilabgerechnet. Da dies einer laufenden Refinanzierung in 

Jahresscheiben gleichkommt, wird auch in diesen Fällen der Gesamtbetrag der erho-

benen Beiträge im letzten Jahr der Beitragserhebung (= Folgejahr nach dem Jahr mit 

 

10 Schreiben des MI vom 02.08.2011 
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letztmalig angefallenen Kosten) passiviert und dann in Folge bis zum Ende der ND der 

Anlage ertragswirksam aufgelöst. Diese Regelung steht vor dem Hintergrund, dass 

eine jeweils separate Aktivierung/ Passivierung und Abschreibung/ Auflösung eines je-

den Zuganges einen unangemessen hohen Aufwand bedeuten würde und in keinem 

Verhältnis zu den ermittelten Bilanzwerten und deren Aussagekraft steht. 

(5) Die Bilanzierung und Auflösung erfolgt analog der Sonderposten aus Zuwendungen. 

9 Rückstellungen 

(1) Der Umfang für Rückstellungen aus ungewissen Verbindlichkeiten und Aufwendungen 

richtet sich nach § 35 Abs. 1 KomHVO LSA. Rückstellungen sind gemäß § 35 Abs. 4 

KomHVO LSA aufzulösen, soweit der Grund für ihre Bildung entfallen ist. 

 Rückstellungen für Pensionen und Beihilfen (251…) 

(1) Die Berechnung der Pensionsrückstellung wird vom Versorgungsverbandes LSA 

(KVSA) vorgenommen. Diese sind nach den beamtenrechtlichen Bestimmungen mit 

ihrem im Teilwertverfahren11 zu ermittelnden Barwert als Rückstellung anzusetzen. Da-

bei ist der Rechnungszinsfuß zu Grunde zu legen, der nach den Vorschriften des Ein-

kommensteuergesetzes für Pensionsrückstellungen maßgebend ist. 

(2) Darüber hinaus besteht eine Passivierungspflicht hinsichtlich der Beihilfeverpflichtun-

gen für Beamte für die Zeit nach dem Eintritt in den Ruhestand. Beihilfen für aktive 

Beamte, die während der aktiven Zeit gewährt werden, sind als laufender Aufwand zu 

behandeln. 

 Rückstellungen für unterlassene Instandhaltungen (271…) 

(1) Ist eine Gemeinde im kurz- bis mittelfristigen Zeitraum nur sehr begrenzt in der Lage 

bestehende Rückstände bei der Instandhaltung aufzuholen, sind bei der Vermögens-

bewertung aus der unterlassenen Instandhaltung entstehende Wertminderungen zu 

berücksichtigen und vom Vermögenswert abzusetzen. 

 

11 Gem. § 35 Abs. 3 KomHVO LSA 
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 Sonstige Rückstellungen 

 Rückstellungen für Altersteilzeit und ähnliche Maßnahmen (281…) 

(1) Es werden nur solche Altersteilzeitvereinbarungen bilanziert, für die entsprechende 

Vereinbarungen mit den Beschäftigten zum Bilanzstichtag bereits geschlossen wur-

den, auch wenn die Altersteilzeit zum Stichtag noch nicht begonnen hat. 

 Rückstellungen für Urlaub, Überstunden, Arbeitszeitkonten (2811…) 

(1) Rückstellungen für Urlaub setzten voraus, dass es sich um einen konkreten Personen-

kreis längerfristig Erkrankter und Ähnliche handeln muss. Diese Rückstellung ist durch 

eine Einzelaufstellung zu untersetzen. 

(2) Rückstellungen für Überstunden sind nur zulässig, wenn diese tatsächlich angeordnet 

wurden. Hierzu muss eine schriftliche Anordnung zur Leistung von Überstunden vor-

liegen und die entstandenen Überstunden müssen erheblich sein. Über die Erheblich-

keit entscheidet der FBL 1. Aufgelaufene Mehrstunden im Rahmen der Gleitzeit dürfen 

nur in Ausnahmen bilanziert werden, z.B. wenn Arbeitsspitzen oder Erkrankungszeit-

räume den Abbau von Mehrstunden bis zum Jahresende (Bilanzstichtag) unmöglich 

machen. 

 Rückstellungen für anhängige Gerichtsverfahren (283…) 

(1) Für Risiken aus der Führung von Prozessen sind Rückstellungen zu bilden. Dabei ist 

abzuschätzen, in welchem Umfang mit einer tatsächlichen Inanspruchnahme als un-

terlegene Partei zu rechnen bzw. aus einem beabsichtigten Vergleich gerechnet wer-

den muss. Eine Rückstellung ist zu bilden, wenn eine hinreichende Wahrscheinlichkeit 

der Inanspruchnahme besteht, insbesondere wenn Rechtsmittel eingelegt werden. 

(2) Bei der Rückstellungsbildung von Prozesskosten sind die eigenen Kosten, die Kosten 

des Gegners und die Gerichtskosten der angerufenen Instanz zu berücksichtigen. 

(3) Eine Passivierung erfolgt in Höhe der voraussichtlichen Inanspruchnahme aus dem 

zum Bilanzstichtag entstandenen Schaden. Die Fachbereiche melden etwaige dro-

hende Verpflichtungen aus anhängigen Gerichtsverfahren im Rahmen der Jahresab-

schlussarbeiten an das SG Geschäftsbuchhaltung. Hier erfolgt eine Prüfung, inwieweit 

eine Rückstellungsbildung zulässig und sachgerecht ist. 
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 Weitere Rückstellungen (289…) 

(1) Darüber hinaus sind Rückstellungen für drohende Verluste aus schwebenden Ge-

schäften und laufenden Verfahren sowie für sonstige Verpflichtungen gegenüber Drit-

ten oder aufgrund von Rechtsvorschriften und Rückstellungen für ungewisse Verbind-

lichkeiten im Rahmen des Finanzausgleichgesetzes und aus Steuer- und Sonderab-

gabeschuldverhältnissen, die vor dem Bilanzstichtag wirtschaftlich begründet wurden 

und dem Grunde und der Höhe nach noch nicht genau bekannt sind, zu bilden. 

(2) Rechtsträgergrundstücke 

Rechtsträgergrundstücke sind im Anlagevermögen aufgenommen und werden gleich-

zeitig, soweit noch keine Zuordnung erfolgte, als Rückstellung eingestellt. Ausnahme: 

Straßengrundstücke. 

(3) Rückstellungen sind für ungewisse Verbindlichkeiten im Rahmen des Finanzaus-

gleichs zu bilden, soweit mit hinreichender Wahrscheinlichkeit von einer künftigen In-

anspruchnahme zu rechnen ist. 

10 Verbindlichkeiten 

 Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen (351…) 

(1) Verbindlichkeiten stellen die Verpflichtung aus gegenseitigen Verträgen zur Erbringung 

einer Geldleistung dar. Sie entstehen durch die Inanspruchnahme einer Fremdleistung 

und stehen dem Grunde und der Höhe nach zum Zeitpunkt der Bilanzierung sicher 

fest. Verbindlichkeiten sind grundsätzlich einzeln zu ihrem Rückzahlungsbetrag zu be-

werten.  

(2) Kursschwankungen zum Bilanzstichtag, die zu einem höheren Rückzahlungsbetrag 

führen, sind zu passivieren. Fallende Wechselkurse zum Bilanzstichtag dürfen nicht 

bei der Bilanzierung zum Jahresabschluss berücksichtigt werden, da Gewinne erst 

zum Zeitpunkt ihrer Realisierung auszuweisen sind. 

(3) Zu erbringende Sach- und Dienstleistungen sind mit dem Betrag anzusetzen, der er-

forderlich ist, um die Sach- und Dienstleistungen durch Geldzahlungen abzulösen (Er-

füllungsbetrag). 

 Darlehensverbindlichkeiten (33...) 

(1) Darlehensverbindlichkeiten bezeichnen die der Kommune von einem Dritten (z. B. 

Bund, Land, Gemeinden, Banken, Kreditinstituten, Sparkassen) zur Verfügung gestell-

ten Geldbeträge, mit der Verpflichtung, das aufgenommene Kapital mit Zinsen zurück-

zuzahlen. 
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(2) Der Rückzahlungsbetrag stellt auch dann den zu passivierenden Wertansatz dar, wenn 

der Stadt als Schuldnerin nicht der volle Rückzahlungsbetrag zugeflossen ist.  

(3) Der Unterschiedsbetrag, entsprechend der vereinbarten Darlehenskonditionen z.B. 

aufgrund von Agio, Disagio, Damnum, Abschluss-, Bearbeitungs- oder Verwaltungs-

gebühren kann, soweit diese Kosten vom Kreditgeber sofort einbehalten oder bei der 

Darlehensauszahlung an den Kreditgeber gezahlt wurden, als aktiver Rechnungsab-

grenzungsposten auf der Aktivseite der Bilanz ausgewiesen werden. 

(4) Entsprechend der im MBL LSA Nr. 22/2006 vorgegebenen Gliederung erfolgt eine Auf-

teilung nach Fristigkeiten (bis 1 Jahr, 1 bis 5 Jahre, mehr als 5 Jahre). Diese Aufteilung 

ermöglicht eine bessere Beurteilung der Verbindlichkeiten. Für die Gliederung nach 

Fristigkeiten ist die ursprünglich vereinbarte Laufzeit oder Kündigungsfrist maßgebend, 

nicht die Restlaufzeit am Bilanzstichtag. 

 Sonstige Verbindlichkeiten (379…) 

(1) Sonstige Verbindlichkeiten sind mit ihrem Rückzahlungsbetrag zu bewerten. Hierunter 

fallen Geschäfte, die nicht auf den Austausch von Waren oder Leistungen beruhen.  

(2) Im Wesentlichen handelt es sich um Steuerverbindlichkeiten, Verbindlichkeiten gegen-

über Sozialversicherungsträgern, Transferverbindlichkeiten, erhaltene Anzahlungen 

und rückzahlbare Zuwendungen. 

11 Passive Rechnungsabgrenzung (39…) 

(1) Bei passiven Rechnungsabgrenzungsposten handelt es sich um Einnahmen vor dem 

Abschlussstichtag, die Ertrag für eine bestimmte Zeit nach dem Abschlussstichtag dar-

stellen. 

(2) Zu den passiven Rechnungsabgrenzungsposten (PRAP) gehören Erträge, die bereits 

im abzuschließenden Geschäftsjahr als Einnahme gebucht wurden, die aber unter Be-

rücksichtigung des Leistungszeitraumes dem neuen Geschäftsjahr zuzuordnen sind.  

(3) Dazu gehören erhaltene Miet-, Pacht-, Zinsvorauszahlungen, Friedhofsgebühren u. ä.  

(4) Diese Vorauszahlungen sind am Jahresende als passive Rechnungsabgrenzungspos-

ten zu bilanzieren und stellen Leistungsverbindlichkeiten dar.  

(5) Sie sind, ebenso wie die Verbindlichkeiten, grundsätzlich zu ihrem Rückzahlungsbe-

trag zu bilanzieren. 
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12 Konkretisierung und abweichende Regelungen 

 Abweichende Festlegungen zu bebauten und unbebauten Grundstücken 

(1) Grundstücke, die sich im Eigentum der Stadt Burg befinden, jedoch von Dritten bebaut 

sind, werden mit einem Abschlag von 50 % des BRW bewertet. Sofern es sich um 

Bebauungen nach dem Sachenrechtsbereinigungsgesetz (Wohnbebauungen auf 

Grund von Nutzungsrechten) oder dem Schuldenrechtsanpassungsgesetz (Wochen-

endgrundstücke) handelt, ergibt sich aus den vorgenannten Gesetzen eine einge-

schränkte Verwertung und Nutzbarkeit der betroffenen Grundstücke.  

(2) Gemäß § 68 (1) Sachenrechtsbereinigungsgesetz beträgt im Erwerbsfall der Kaufpreis 

die Hälfte des Bodenwertes.  

(3) Für Grundstücke, die unter das Schuldenrechtsanpassungsgesetz fielen, bestand bis 

zum 4. Oktober 2015 eine Kündigungsschutzfrist gemäß § 23 SchuldRAnpG sowie ein 

Vorkaufsrecht gemäß § 57 SchuldRAnpG .  

(4) Auf Grund der Verwertungs- und Nutzungseinschränkungen wurde hier eine Analogie 

zum Sachenrechtsbereinigungsgesetz hergestellt und die Festlegung getroffen, dass 

für Grundstücke, die mit fremden Aufbauten/Gebäude versehen sind, der Bodenwert 

um 50 % zu mindern ist. 

(5) Bei Aufwuchs auf unbebauten Grundstücken ist grundsätzlich nur der Grund und Bo-

den zu bewerten, da der Aufwuchs i.d.R. keine werthaltige Vermögensposition dar-

stellt. Abweichungen legt der Fachbereich 1 fest (Einzelfallentscheidung). 

 Bewertung von „DDR-Garagen“  

(1) Die Bewertung der DDR-Garagen (Errichtung vor dem 3.10.1990) stehen mit keiner 

Investition in Verbindung. In der Regel befanden sich diese Garagen im selbständigen 

Gebäudeeigentum der privaten Errichter. Die Investitionsschutzfrist nach dem 

SchuldRAnpG endete zum 31.12.2006. Garagen, die vorher oder in der Folge des 

Schuldrechtsanpassungsgesetzes in das Eigentum der Stadt Burg fielen, waren zum 

Zeitpunkt der Eröffnungsbilanz abgeschrieben (abgeleitet aus dem Ergebnis, dass die 

Investitionsschutzfrist endete und eine Entschädigung des Alteigentümers dem 

Grunde nach entfiel).   

(2) Jede Garage einzeln zu bewerten steht in keinem Verhältnis von Nutzen und Aufwand. 

Folglich ist jede Garage, die zum 01.01.1990 im Eigentum der Stadt Burg stand, mit 

1,00 EUR zu bewerten. Die Garagenkomplexe können zusammengefasst werden. Die 

bisher bewertet wurden, werden korrigiert. 



50 
 

 Stadtsanierung (siehe Karte, Anlage 4) 

(1) Die ordnungsgemäße Darstellung der städtebaulichen Maßnahmen umfasst nach Auf-

fassung des Landesrechnungshofes die Beachtung der Grundsätze der Vollständigkeit 

und der Einzelerfassung. Im Falle einer Abwicklung der Maßnahmen über einen Sa-

nierungs- bzw. Entwicklungsträger verbleibt das wirtschaftliche Eigentum am Treu-

handvermögen gemäß § 160 BauGB bei der Gemeinde.  

(2) Die Auszahlungen (Zuschüsse) an den Sanierungsträger für die jeweiligen einzelnen 

Maßnahmen werden unterjährig auf das Konto „Anlagen im Bau“ (091100) gebucht. 

Die unterjährigen Ein- und Auszahlungen des Treuhandkontos der BauBecon, welche 

das Treuhandkonto verändern, müssen bei der Stadt Burg nachgebucht werden. Diese 

Zahlungen werden bei der Stadt nicht kassenwirksam, sodass die Finanzrechnung 

nicht angesprochen wird.  

(3) Sofern die Stadt in Vorleistung tritt oder die Mittel dem Sanierungsträger zur Verfü-

gung stellt, sind diese Zahlungen kassenwirksam und verändern die Finanzrechnung.  

Investiv:  

Sobald die bestimmungsgemäße Nutzbarkeit einzelner Vermögensgegenstände ein-

tritt, sind diese Vermögensgegenstände zu aktivieren und die dazugehörigen Sonder-

posten zu passivieren.  

Konsumtiv: 

Zum Jahresende sind etwaige konsumtive Anteile, welche unterjährig auf das Konto 

091100 (Anlagen im Bau) gebucht wurden, in die Ergebnisrechnung umzubuchen. 

Die Konten sind entsprechend des Produkt- und Kontenrahmenplanes zu verwenden. 

Die Finanzrechnung wird hierbei nicht angesprochen.  

(4) Beendigung der Sanierungsträgerschaft 

Bei Beendigung der Sanierungsträgerschaft (2023) werden die noch zu aktivierenden 

Vermögensgegenstände sowie die Sonderposten bilanziell abgebildet.  

Der Finanzierungsmittelbedarf wird anschließend von der Stadt übernommen, indem 

der Sanierungstreuhänder (BauBecon) die entsprechenden Mittel der Stadt über-

weist. Diese Mittel werden dem investiven Bereich zugeordnet. Die Zahlungen sind 

kassenwirksam und verändern die Finanzrechnung.  

 Ausgleichsbeiträge Stadtsanierung 

(1) Ausgleichsbeträge werden sofort nach Aufhebung im Teilgebiet fällig, mit Bescheid er-

hoben und ins Treuhandvermögen eingestellt. Sie können für die weitere Finanzierung 

im verbleibenden Sanierungsgebiet verwendet werden. 
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(2) Sie werden erst nach Abschluss des Sanierungsgebietes im Jahr 2021 aktiviert. Eine 

Verlängerung des Vertrages mit dem Bauträger BauBecon ist auch über das Jahr 2021 

möglich. Die Beendigung erfolgte im Jahr 2023. 

 Abgrenzung von Herstellungskosten / Erhaltungsaufwand / Investitionen  

(1) Gemäß Erlass vom Ministerium des Innern des LSA vom 12.01.2011 handelt es sich 

bei einer Sanierungsmaßnahme um eine Investition, wenn die Stadt Burg Zuwendun-

gen oder zinsgünstige Darlehen erhält oder Beiträge nach dem Kommunalabgaben-

gesetz erheben kann, auch wenn die Sanierungsmaßnahme nach handels- und steu-

errechtlicher Rechtsauslegung Erhaltungsaufwand darstellen würde.  

(2) Beispiele zur Buchung: 

Zuschuss an BauBecon, Zahlung der Stadt 

AO über 51120.0000. 091100, FR wird angesprochen 

investive Zahlungen über Treuhandkonto (BauBecon Sparkasse 511011393) 

Baurechnungen 

Sachkontobuchung: passende PSK z.B. 51120.0000.  019100 an 51120.0000. 

091100 

FR wird nicht angesprochen 

Ausgleichsbeiträge 

Sachkontobuchung: passende PSK z.B. 51120.0000. 232110 an 51120.0000. 

091100 

FR wird nicht angesprochen 

konsumtive Zahlungen über Treuhandkonto  

Kto-Führung/Habenzinsen… 

Sachkontobuchung: passende PSK z.B. 51120.0000. 461700 an 51120.0000.  

091100 

FR wird nicht angesprochen 

 Treuhandvermögen 

(1) Zur Durchführung städtebaulicher Sanierungsmaßnahmen hat die Stadt Burg mit der 

BauBeCon Sanierungsträger GmbH, Bremen am 21.08.1991 einen Treuhändervertrag 

geschlossen.  

(2) Werden bebaute und unbebaute Grundstücke Dritter für die Umsetzung der Sanie-

rungsziele der Stadt Burg benötigt, ist es Aufgabe der BauBeCon diese Grundstücke 

zu erwerben, zu entwickeln und an Dritte zu veräußern bzw. an die Stadt Burg unent-

geltlich zu übertragen. 



52 
 

(3) Sämtliche für die Durchführung der Sanierung bestimmten Finanzierungsmittel (z.B. 

Fördermittel des Städtebauförderprogramms Stadtsanierung, Eigenanteile der Stadt, 

Veräußerungserlöse) und Aufwendungen (z.B. Kosten für Grunderwerb, Bau- und Pla-

nungskosten) werden über das Treuhandvermögen abgewickelt.  

(4) Auf die abweichende Regelung wird hingewiesen. 

(5) Der Treuhandvertrag wurde im Jahr 2023 aufgelöst.  

 Wesentlichkeitsgrenzen (Anlage 5) 

Auf die Anlage 5 zu den Wesentlichkeitsgrenzen (Beschluss 030/2021) wird hinge-

wiesen. 

 Ausnahmeregelung abweichende Nutzungsdauer 

(1) Die Brunnenanlage mit der mittig angeordneten Skulptur „Flora“ ist ein ortsfestes un-

bewegliches Kulturdenkmal. Auf Grund ihrer Besonderheit (Mischart zwischen Zier-

brunnen und Kulturdenkmal) wird eine Nutzungsdauer von 40 Jahren festgelegt. 

(2) Straßen mit sehr hohem Schwerlastverkehrsaufkommen (z.B. Lindenallee) werden mit 

einer Gesamtnutzungsdauer von 25 Jahren abgeschrieben. Zu darüber hinaus abwei-

chend geltenden Gesamtnutzungsdauern des Infrastrukturvermögens wird auf Pkt. 4.4 

dieser IAB verwiesen. 

(3) Spielplätze und Spielgeräte in Kindertagesstätten sind der öffentlichen Nutzung nicht 

zugänglich und stellen Betriebsvorrichtungen dar. Die Nutzungsdauer wird auf 10 

Jahre festgelegt. Die Nutzungsdauer für öffentliche Spielplätze bleibt davon unberührt. 

Diese beträgt 15 Jahre. 

(4) Die Nutzungsdauer für Möbelinventar in Kindereinrichtungen und Schulen wird auf 

Grund der höheren Beanspruchung auf 10 Jahre festgesetzt. 

(5) Vor Einführung der Doppik wurde schon ein Anlagenachweis für Betriebe gewerblicher 

Art geführt. Die Grundlage der Nutzungsdauer erfolgte nach der Steuertabelle des Bun-

des. Erst später wurden die Grundlagen (Nutzungsdauer) der Doppik vom Land gelegt. 

Der Anlagenachweis der BGA wurde fortgeführt. Dadurch weichen die Nutzungsdau-

ern ab. Diese Abweichung wurde nur für Wirtschaftsgüter, die vor dem 01.01.2013 an-

geschafft wurden, angewandt. 

(6) Die Straßenbeleuchtung wurde zum 01.01.2013 anhand der Tabelle vom Ingenieur-

büro Breitmeier bewertet. (siehe Anlage 7) 
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 Industrie- und Gewerbepark Burg (IGP) 

 Bewertung unbebaute Grundstücke 

(1) Für Grundstücke, bei denen nachweislich durch Kaufvertrag belegte Anschaffungskos-

ten vorliegen, darf eine Ersatzbewertung nicht erfolgen. Grundsätzlich ist es somit kor-

rekt und rechtskonform (auch nachträglich als Korrektur zur Eröffnungsbilanz nach § 

114 Abs. 7 KVG LSA) die Anschaffungskosten als Wert für die erworbenen Grundstü-

cke anzusetzen. Sofern es dem Fachbereich möglich ist, nachweisbar dem Grundstück 

zurechenbare Anschaffungskosten zu ermitteln, sind diese Grundstücke also zwingend 

mit ihrem (Kaufpreis) Wert zum Stichtag 01.01.2013 anzusetzen. 

(2) Zu den Anschaffungskosten gehören nach § 38 Abs. 2 KomHVO auch die Nebenkos-

ten sowie die nachträglichen Anschaffungskosten.  

(3) Für die Anschaffungsnebenkosten gilt somit ebenfalls Ansatzpflicht; jedoch nur dann, 

wenn diese konkret und tatsächlich nachweisbar sind.  

(4) Für den Ankauf ist insofern darzulegen (und wenn möglich durch Gesetz zu belegen), 

in welcher Höhe zum Ankaufszeitpunkt Grunderwerbsteuer auf den Anschaffungspreis 

zu zahlen war.  

(5) Was die Notariats- und Gerichtsgebühren sowie evtl. Grundbuchkosten betrifft, sind 

diese als Nebenkosten konkret nachzuweisen.  

(6) Eine allein auf Erfahrungswerten basierende pauschale Zurechnung in Höhe von 1,5 

% des Anschaffungspreises auf die Anschaffungskosten ist nicht zulässig, da bei der 

Ermittlung der Anschaffungskosten nur die tatsächlich angefallenen Kosten berück-

sichtigt werden dürfen. 

 Kauf Vermögensgegenstand nach Leasingende 

(1) Die Ablösesumme ist, soweit der Kauf nach Leasingende den Betrag von 150,00 EUR 

netto übersteigt, auf das betreffende Bilanzkonto zu buchen.  

(2) Sollte der Kaufpreis unter 150,00 EUR netto betragen, wird der Betrag als Aufwand 

verbucht. 

 Verkauf von Anlagevermögen 

(1) Mit dem Softwareprogramm H+H ist es möglich, durch Setzen eines Konfigurations-

schalters, Gewinn- u. Verlustbuchungen automatisch darzustellen. 

(2) Mit Setzen des Schalters erfolgt die automatische Aufrechnung. Es wird nur noch der 

reine Ertrag bzw. der Aufwand dargestellt. Festlegungen zur Darstellung der Gewinn- 

und Verlustrechnung sind in Sachsen-Anhalt nicht geregelt.  
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(3) Eine Aufstellung der beabsichtigten Verkäufe (179120) wird in der Anlagenbuchhaltung 

geführt. 

 Abgangsprotokoll (Anlage 8) 

(1) Der Abgang durch den Verkauf von Vermögensgegenständen wird durch die Anord-

nung der Ausgangsrechnung erfasst. Bei Verschrottung und sonstigen Abgängen (z.B. 

Brand, Hochwasser) ist ein Abgangsprotokoll mit dem Monat der Wertminderung zu 

auszufüllen und an die Anlagenbuchhaltung weiterzuleiten. (Anlage 8) 

(2) Der zuständige Fachbereich hat, sobald ein Wirtschaftsgut nicht mehr nutzbar ist (Ver-

schrottung), ein Abgangsprotokoll zu erstellen und der Anlagenbuchhaltung zeitnah 

einzureichen. 

 Inventurrichtlinie 

Auf die Inventurrichtlinie wird hingewiesen.  

13 Landesgartenschau / LAGA 

(1) Im Rahmen der Landesgartenschau, 2018, werden die Parkanlagen 

-Goethepark 

-Flickschupark 

-Weinberg  

-Ihlegärten 

angelegt. 

Der Aktivierungszeitpunkt der einzelnen Vermögensgegenstände wird einheitlich auf 

den Tag der Eröffnung der Landesgartenschau zum 21.04.2018 festgelegt. 

(2) Alle Aufwendungen im Zusammenhang mit der Neugestaltung der Parkanlagen wer-

den investiv (Vermögen) behandelt. Ausgenommen sind die Aufwendungen im Zusam-

menhang mit der Altlastensanierung im Goethepark (Teergrubenbesetigung).  

(3) Die Aktivierung erfolgt bis zur Fertigstellung der Landesgartenschau über Anlagen im 

Bau. 

(4) Es erfolgt eine Zusammenstellung aller Rechnungen. Anhand dieser Rechnungen wird 

eine Verteilung auf die Parkanlagen vorgenommen. Gemeinsame Kosten werden pro-

zentual auf die Parks umgelegt.  

(5) Im Falle der Landesgartenschau wird ausnahmsweise vom Grundsatz der Einzelbe-

wertung abgewichen. In Absprache mit dem RPA ist festgelegt, dass nicht jedes Wirt-

schaftsgut (Bank, Abfallbehälter etc.) einzeln zu aktivieren ist, sondern Gesamtheiten, 

wie zum Beispiel die einzelnen Parkanlagen, gebildet werden.  
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(6) Die Aufbereitungskosten für den Grund und Boden werden den jeweiligen Flurstücken 

zugeordnet, da hier keine Abnutzung in den Folgejahren erfolgt, sondern eine Werter-

höhung zu verzeichnen ist.  

(7) Da Gesamtheiten gebildet werden, muss eine realistische Ermittlung der Nutzungs-

dauer erfolgen. Diese ergibt sich aus der Gewichtung der Anschaffungskosten im Ver-

hältnis zur Nutzungsdauer der einzelnen Wirtschaftsgüter. Die Dokumentation daraus 

ist im zuständigen Fachbereich hinterlegt. Auch hierzu erfolgte eine Abstimmung mit 

dem RPA.  

(8) Nach Aufbereitung und Fertigstellung der Unterlagen sind für die einzelnen Anlagegü-

ter Aktivierungsanordnungen zu erstellen und der Anlagenbuchhaltung zu übergeben.  

(9) Die Parkanlage wird als bauliche Anlage des Infrastrukturvermögens aktiviert. Hier wird 

ein separates Konto mit Bezug auf die Landesgartenschau angelegt.  

(10) Zu beachten ist weiterhin, dass durch die Aktivierung der Parks in Ihrer Gesamtheit 

keine Teilabgänge erfasst werden.  

(11) Im Rahmen der Landesgartenschau sind Fördermittel aus verschiedenen Förderpro-

grammen geflossen. Die Sonderposten sind anhand der geprüften Verwendungsnach-

weise zu verbuchen und parallel zu den Vermögensgegenständen zu inventarisieren. 

Diese werden entsprechend der Höhe der Anschaffungskosten der jeweiligen Wirt-

schaftsgüter prozentual aufgeteilt und über die jeweilige Nutzungsdauer aufgelöst. Die 

Sonderposten sind entsprechend aufzuteilen (Bund, Land usw.). 

(12) Fördermittel, die dem Grund und Boden zuzuordnen sind, werden gesondert ermittelt 

und nicht abgeschrieben, analog zum Wirtschaftsgut.  

(13) Die Dokumentation und die Vorhaltung der Unterlagen sowie sämtliche Berechnungen 

zur Ermittlung der Anschaffungskosten/ Sonderposten/ Nutzungsdauer obliegen dem 

zuständigen Fachbereich.  

 

Burg, 25.04.2025 
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